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Liebe Leserinnen und Leser,

von Brüssel bis Heiligendamm reicht die
geographische und inhaltliche Spann-
weite der neuesten Ausgabe Ihres notar. 

Aus dem erweiterten Europa berich-
ten wir Ihnen aus notarieller Sicht nicht
nur von so unbeschwerten Dingen wie
dem Vizeeuropameistertitel der deut-

schen Notarfußballmannschaft oder dem erfolgreichen Mei-
nungs- und Erfahrungsaustausch auf den Europäischen Notarta-
gen in Salzburg. Wir möchten Ihr Augenmerk auch auf zukunfts-
relevante Fragen richten, etwa die nach den möglichen Auswir-
kungen der neu von der Europäischen Kommission vorgeschla-
genen Dienstleistungsrichtlinie auf die notarielle Tätigkeit in
Deutschland oder die Arbeiten an einem einheitlichen Europäi-
schen Vertragsrecht, das sich hinter dem harmlos-unbestimmten
Namen eines „Einheitlichen Referenzrahmens“ versteckt. Mehr
denn je ist der Deutsche Notarverein durch sein Brüsseler Büro
gefordert, die aktuelle Rechtsentwicklung der Gemeinschaft zu
begleiten und über die Vorzüge des deutschen Systems der vor-
beugenden Rechtspflege aufzuklären, das – kaum verwunder-
lich – nicht allen europäischen Entscheidungsträgern ausrei-
chend bekannt ist. Vor dem gleichen Hintergrund widmete sich
auch der diesjährige „Tag der Freien Berufe“ in Berlin den euro-
päischen Themen, insbesondere der Dienstleistungsfreiheit und
der Anerkennung von Berufsqualifikationen.

Verwunderlich im nationalen Bereich mutet die hessische Ini-
tiative an, das Grundbuchamt mit den Katasterbehörden zu ei-
ner großen „Bodenmanagementbehörde“ zu verschmelzen. Der
Deutsche Notarverein hat zu diesem Vorhaben so kritisch Stel-
lung genommen, wie er immer wieder in Stellungnahmen und
vielen Gesprächen konstruktiv und kooperativ laufende Gesetz-
gebungsverfahren begleitet, aktuell etwa den Entwurf eines Ge-
setzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des An-
fechtungsgesetzes (UMAG).

Auch aus dem Deutschen Notarverein gibt es Neues zu be-
richten: Mit der sächsischen Notarin Bettina Sturm und dem
hamburgischen Notar Dr. Gerd H. Langhein wurden auf der Mit-
gliederversammlung in Heiligendamm zwei neue Mitglieder in
den Vorstand gewählt. Sie folgen Frau Eleonore Lohr und Dr.
Manfred Wenckstern nach, die auf eigenen Wunsch nicht wieder
kandidiert haben. 

Ich selbst bin hamburgischer Notarassessor und freue mich
außerordentlich als weiterer Geschäftsführer meine Kollegen
Keslin Lüdecke-Glaser, Dr. Thomas Schwerin und Till Franzmann
in den Büros des Deutschen Notarvereins in Berlin und Brüssel
unterstützen zu können.

Ich wünsche Ihnen eine informative Lektüre mit Ihrem neu-
en notar.

Herzlichst Ihr

Dr. Jens Jeep
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Der Deutsche Notarverein dankt
für die Gelegenheit zur Stellungnahme
und darf sich zu den einzelnen Vor-
schlägen des Entwurfs im Folgenden
äußern. Wenn im Folgenden das AktG
zitiert wird, beziehen sich die Zitate auf
das AktG in der Fassung des Entwurfs,
soweit nicht ausdrücklich etwas ande-
res gesagt ist.

1. Zu Nummer 1, § 93 Abs. 1
Satz 1 AktG.

Mit dieser näheren Bestimmung
der Sorgfaltspflicht des Vorstands und
(über die Verweisung in § 116 AktG)
des Aufsichtsrats will der Gesetzgeber
die „Business Judgment Rule“ des US-
amerikanischen Gesellschaftsrechts
(nachfolgend „BJR“) in das Deutsche
Recht implantieren.

Die BJR kann in ihrer vollen Trag-
weite nur vor dem Hintergrund der Be-

sonderheiten des „agency law“ des
Common Law und der sehr kläger-
freundlichen „pre-trial discovery“ des
US-amerikanischen Zivilprozessrechts
verstanden werden.

Die Pflichten des Beauftragten
(„agent“), die „fiduciary duties“, glie-
dern sich auf in die „duty of care“ und
die „duty of loyalty“. Letztere betrifft
insbesondere das Vermeiden von
Interessenkonflikten, dort ist für die
BJR kein Raum. Diese betrifft nur den
ersteren Bereich und begrenzt die
richterliche Nachprüfung unterneh-
merischer Entscheidungen dann,
wenn aufgrund angemessener Infor-
mation zum Wohle der Gesellschaft
gehandelt wurde. Sie dient der Be-
schränkung der Haftung von Unter-
nehmensorganen in Fällen unterneh-
merischer Entscheidungen.

Die BJR begründet nach amerika-
nischem Verständnis 

„a presumption that in making a
business decision the directors of a
corporation acted on an informed ba-
sis, in good faith and in the honest be-
lief that the action taken was in the
best interest of the company“.

Zu dieser Regel muss allerdings
die Vertragspraxis des amerikanischen
Rechts hinzugelesen werden. Weitrei-
chende Freizeichnungsklauseln von
der Haftung für Verletzungen der „duty
of care“ sind in US-amerikanischen
Vorstandsverträgen offenbar gängige
Praxis (vgl. zur Vertragsgestaltung etwa
Warrens Forms of Agreements, Stand
2003, Form 2.4.11 Sec. 4.5 und Form
3.1.19 sub „Internal Governance“ oder
aus der Gesetzgebung – für die LLC –
die Möglichkeiten der Freizeichnung in
Conn. Act § 24, Del. Code § 18–
1101(c), Ga. Code § 14–11–305 (4)
(B), N.Y. Act § 417(a), Va. Code 
§ 13.1-1025).

Die im Mai 2000 durch den Bundeskanzler eingesetzte Regierungskommission „Corporate Governance – Unter-
nehmensführung – Unternehmenskontrolle – Modernisierung des Aktienrechts“ hatte den Auftrag, sich mit möglichen
Defiziten des deutschen Systems der Unternehmensführung und -kontrolle zu befassen und Vorschläge für eine Mo-
dernisierung unseres rechtlichen Regelwerks zu unterbreiten (s. notar 2000, S. 124 ff.). Im Abschlussbericht hat die
Regierungskommission Corporate Governance im Juli 2001 (BT-Drs. 14/7515 vom 14. August 2001) Empfehlungen
an eine Kodex-Kommission für Deutschland und Empfehlungen an den Gesetzgeber gegeben. In der Folge wurde in
einer ersten Stufe die Kommission Deutscher Corporate Governance Kodex unter Leitung von Dr. Gerhard Cromme
eingesetzt. In einem zweiten Schritt werden die legislatorischen Änderungsvorschläge der Kommission umgesetzt. Hier
wurde ein erster Schritt mit dem Transparenz- und Publizitätsgesetz vom 19. Juli 2002 getan. Ein weiterer Schritt soll
mit dem im Entwurf vorliegenden Gesetz zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungs-
rechts (UMAG) erfolgen. Das UMAG regelt die gesellschaftsrechtlich besonders wichtige Anfechtungsklage gegen Be-
schlüsse der Hauptversammlung sowie das Recht der Aktionäre zur Durchsetzung von Haftungsansprüchen gegen an-
dere Organe der Gesellschaft. Mit letzterem wird zugleich ein Bestandteil des sogenannten 10-Punkte Programms der
Regierung vom 25. Februar 2003 zur Stärkung der Unternehmensintegrität und des Anlegerschutzes umgesetzt.

Den Entwurfstext finden Sie auf der Internetseite des Bundesministeriums für Justiz unter http://www.bmj.
bund.de/media/archive/362.pdf .

Für den Deutschen Notarverein hat Notar Dr. Oliver Vossius, München, bereits in der Regierungskommission Cor-
porate Governance eine Stellungnahme abgegeben und an der Erstellung des Deutschen Corporate Governance Ko-
dexes mitgewirkt (s. notar 2001, S. 87 ff.). Die nachfolgende Stellungnahme zum UMAG wird ohne die Executive Sum-
mary veröffentlicht.

Stellungnahme des Deutschen Notarvereins zum
Entwurf eines Gesetzes zur Unternehmensintegrität
und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG)
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Nach dem Verständnis des US-
amerikanischen Rechts stellt die BJR
eine Vermutung („presumption“) auf,
die der Kläger erst einmal zu widerle-
gen hat. Die Widerlegung kann erfol-
gen durch:

� Beweis, dass der Handelnde sich
in einem Interessenkonflikt be-
fand;

� Nachweis, dass eine „informed ba-
sis“ fehlte;

� Nachweis des Fehlens von „good
faith“ bzw. „honest belief“.

Demgegenüber stellt § 93 Abs. 1
Satz 2 AktG in der Fassung des Ent-
wurfs einen eigenständigen Haftungs-
standard auf, für den die Bezeichnung
BJR nicht passt. Man sollte diese Eti-
kettierung sogleich aufgeben.

Zum einen handelt es sich bei § 93
Abs. 1 Satz 2 AktG nicht um eine Ver-
mutung, sondern um einen Entlas-
tungsbeweis. Die Stellung des Klägers
wird daher insoweit im Vergleich zur
BJR gestärkt. Anstelle von „informed
basis“ wird dafür nur von (objektiv)
„angemessener Information“ gespro-
chen, die Stellung des Klägers wird da-
her insoweit, wenn auch geringfügig,
im Vergleich zur BJR wieder ge-
schwächt. Dafür fallen die subjektiven
Elemente („good faith“, „honest be-
lief“) weg, es kommt nur darauf an, ob
– objektiv –  angenommen werden
durfte, „zum Wohl der Gesellschaft“ zu
handeln. Der allgemeine Haftungs-
maßstab (§ 276 BGB) wird jedoch auf
das Fehlen grober Fahrlässigkeit redu-
ziert.

Darin liegt ein problematisches
Signal an die Öffentlichkeit. Zwar haf-
tet der Normalbürger für „leichte“
Fahrlässigkeit, der Unternehmensvor-
stand darf sich diese aber bei weitaus
größerem Schadensrisiko erlauben.
Warum sollte der Tanklastzugfahrer ei-
nes Mineralölunternehmens einer
strengeren Haftung unterliegen als
sein Vorstand? 

Zugleich läge in einem Gerichts-
urteil, wonach „jedenfalls keine grobe
Fahrlässigkeit vorliege“, ein Unwert-
urteil, das einem Unternehmer nicht
zugemutet werden sollte, der oft ge-
nug bewusst Risiken eingehen muss.
Dessen Haftung sollte schon auf der
Ebene des objektiven Tatbestands, der
Pflichtverletzung, verneint werden.
Eine marktwirtschaftlich verfasste Ge-
sellschaft ermuntert das Individuum,
zur Beförderung des allgemeinen
Wohls Risiken einzugehen. Nicht das
bewusste Eingehen analysierter Risi-
ken sollte sanktioniert werden, son-
dern nur der vorsätzliche oder fahrläs-
sige „Sprung ins Dunkle“. 

Der Beurteilungsspielraum des
Unternehmers sollte daher dogma-
tisch die äußere Tatseite (Pflichtverlet-
zung) und nicht die innere Tatseite
(Verschulden) seines Handelns be-
treffen. Im Entwurfstext mischt sich
ohnedies der objektive und der sub-
jektive Tatbestand („Pflichtverletzung“
einerseits, „ohne grobe Fahrlässig-
keit“ andererseits). Hier wäre eine
deutlichere Trennung wünschenswert.

Hinzu kommt, dass ein unterneh-
merischer Ermessensspielraum als Teil
des allgemeinen Sorgfaltsmaßstabs
nach § 276 BGB spätestens seit den
von der Entwurfsbegründung zitierten
Entscheidungen in der Sache ARAG/
Garmenbeck bereits geltendes Recht
ist. Dieser allgemeine Sorgfaltsmaß-
stab wird nun im Wege einer Einzel-
ausnahme für Vorstände und Auf-
sichtsräte verändert. Art und Ausmaß
dieser Veränderungen scheinen weite-
rer Überlegungen zu bedürfen.

Skepsis begegnet erstens das Tat-
bestandsmerkmal der „angemesse-
nen“ Information. Das Erfordernis der
„informed basis“ des amerikanischen
Rechts ist letztlich nur ein gigantisches
Beschäftigungsprogramm für Groß-
kanzleien und Wirtschaftsprüferfir-
men, die ihren Nachwuchs an Berufs-
anfängern nur allzu gerne mit Aufga-
ben im Bereich der „due diligence“
auslasten. Die Art der Aufgabenerfül-
lung in den damit betrauten Großfir-

men folgt oft genug der Maxime „Klot-
zen statt Kleckern“. Mangels überleg-
ter Schwerpunktbildung verpufft der
Aufwand oft genug sinnlos. Die Orga-
ne der Gesellschaft über den Sorg-
faltsmaßstab in § 93 AktG zu einer sol-
chen Ressourcenverschwendung zu
zwingen, ist nicht erstrebenswert, zu-
mal man sich der Fernwirkung einer
solchen Haftungsnorm auf § 43
GmbHG und § 347 HGB stets bewusst
sein sollte.

Zu Recht versucht der Entwurf da-
her, dieser Gefahr durch das begren-
zende Wort „angemessen“ zu begeg-
nen. Dies allein dürfte jedoch deshalb
nicht ausreichen, da man erst hinter-
her („ex post“) beurteilen kann, was
„angemessen“ war. Die Notwendigkeit
schneller unternehmerischer Ent-
scheidungen unter Inkaufnahme eines
gewissen Risikos angesichts einmali-
ger Chancen wird noch nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Trotz der Be-
gründung des Entwurfs scheint die
Gefahr einer objektiven ex-post-Beur-
teilung nicht ausgeräumt.

Ähnlichen Einwänden begegnet
zweitens das Tatbestandsmerkmal
„zum Wohle der Gesellschaft“. Auch
dieses wird objektiv und nicht wie im
amerikanischen Recht subjektiv beur-
teilt. Jahre nach der Entscheidung, im
Haftpflichtprozess vor dem OLG, sieht
das „Wohl der Gesellschaft“ aber u.U.
ganz anders aus. Dem Haftungs-
schuldner sollte nicht zur Last fallen,
dass hinterher alle klüger geworden
sind.

Nicht ganz verständlich ist drittens
die faktische Begrenzung der Organ-
haftung auf grobe Fahrlässigkeit. Zwar
ist das Fehlen grober Fahrlässigkeit Teil
des Entlastungsbeweises des Haf-
tungsschuldners. Für die Öffentlich-
keit, die diese feinen Differenzierun-
gen der Beweislast nicht nachvollzieht,
setzt der Gesetzgeber das falsche Sig-
nal einer erheblichen Haftungserleich-
terung gegenüber dem status quo. An-
gesichts der bereits geschaffenen Ent-
lastungsmöglichkeiten erscheint eine
Haftungserleichterung auf der Ebene

notar intern
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des Verschuldens als nicht mehr not-
wendig.

Angesichts dessen darf der Deut-
sche Notarverein auf seinen bereits im
Jahr 2003 (notar 3/2003, S. 94 ff.) in
der Stellungnahme zum Entwurf eines
SEEG unterbreiteten Vorschlag zu ei-
nem Außenhaftungstatbestand im
monistischen System zurückkommen
(aaO, sub. 7.4). In Anlehnung hieran
könnte § 93 Abs. 1 Satz 2 AktG wie
folgt lauten:

„Eine Pflichtverletzung liegt
nicht vor, wenn der Schuldner bei
der Wahrnehmung seiner Aufgaben
über zumutbare Kenntnis der Sach-
lage verfügte und davon ausgehen
durfte, dass sein Tun oder Unterlas-
sen im wohlverstandenen Interesse
der Gesellschaft lag.“

Die Unterschiede dieses Vor-
schlags zu § 93 Abs. 1 Satz 2 AktG in
der Fassung des Entwurfs liegen vor al-
lem in Folgendem:

� Verschuldensmaßstab bleibt Vor-
satz und (auch einfache) Fahrläs-
sigkeit;

� statt auf „angemessene Informa-
tion“ kommt es nur auf „zumutba-
re Kenntnis der Sachlage“ an, was
eine flexiblere auf den Einzelfall
bezogene Handhabung der Norm
ermöglicht;

� statt des objektiven Wohls der Ge-
sellschaft kommt es nur darauf an,
dass der Schuldner davon ausge-
hen durfte, dass seine Handlung
im wohlverstandenen Interesse
der Gesellschaft lag. Verlangt wird
also eine Beurteilung „ex ante“.

2. Zu Nummer 3, § 122 
Abs. 1 AktG

In der Begründung muss sich die
Verweisung auf Nr. 10 und nicht auf
Nr. 9 beziehen.

3. Zu Nummer 4, § 123 
Abs. 3 Satz 2 und 4 AktG

Die Abschaffung der Hinterlegung
ist zu begrüßen. Sie beruht auf einem
historisch überkommenen Wertpa-
pierbegriff und stößt beim Bürger heu-
te eher auf Unverständnis. Hinzu-
kommt, dass die Hinterlegung in der
heutigen Bankpraxis längst keine ef-
fektive Veräußerungssperre mehr dar-
stellt, wie man auf Hauptversammlun-
gen im Gespräch mit Aktionären
schnell erfährt. Die Verdrängung des
gut ausgebildeten Bankkaufmanns
durch angelernte Kräfte ist auf die Art
der Abwicklung von Hauptversamm-
lungen durch die Depotbanken nicht
ohne Auswirkungen geblieben. 

Zu Recht lässt der Entwurf ergän-
zende Satzungsbestimmungen zu. Ge-
rade für kleine Aktiengesellschaften
ohne verbriefte Aktien besteht hierfür
ein Bedürfnis. Durch das Wort „be-
stimmt“ ist zugleich klargestellt, dass
eine Ermächtigung in der Satzung zur
näheren Bestimmung der Zulassungs-
voraussetzungen durch das einberu-
fende Organ nicht zulässig ist. Es kann
nicht angehen, dass der Vorstand
selbst entscheidet, wer in der Haupt-
versammlung das Stimmrecht ausü-
ben darf. Dieser Gesichtspunkt könn-
te in der Begründung evtl. noch ver-
deutlicht werden.

Statt „des depotführenden Kredit-
instituts“ in Satz 2 sollte man jedoch
von „einer zur Verwahrung von Ak-
tien befugten Stelle“ sprechen. Die
Verwahrung und Verwaltung von Wert-
papieren für andere (Depotgeschäft
im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 5 KWG) ob-
liegt zwar in Deutschland im Grund-
satz den Kreditinstituten, das muss je-
doch gerade in Nicht-EU-Staaten nicht
immer so sein (z.B. im Fall der Wert-
papierverwahrung durch Brokerfir-
men,  im Fall der Verwahrung durch
die Gesellschaft selbst etc. sowie im
Fall der Verwahrung durch den Notar
nach § 23 BNotO, welche auch in
Deutschland neben der Depotbank
zulässig ist). 

Mit den Worten „einer zur Verwah-
rung von Aktien befugten Stelle“ wird
klargestellt, dass nach dem Recht des
Staates, in dem sich die verwahrende
Stelle befindet, eine Befugnis hierzu
gegeben sein muss. 

Dieser Formulierungsvorschlag be-
trifft auch § 142 Absatz 2 Satz 3 (neu)
AktG.

Sätze 2–3 sollten daher wie folgt
formuliert werden:
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„Der Nachweis einer zur Ver-
wahrung von Aktien befugten Stel-
le reicht aus. Sind die Aktionäre
nicht namentlich bekannt, so hat
sich der Berechtigungsnachweis
auf das Ende des vierzehnten Tages
vor dem Tag der Versammlung zu
beziehen und muss der Gesell-
schaft bis spätestens am siebten
Tag vor der Versammlung zugehen,
soweit die Satzung keine kürzere
Frist vorsieht.“

Mit dieser Formulierung wäre das
Gesetz offen für die Besonderheiten
bei kleinen Gesellschaften, bei denen
die Depotbescheinigung einen unnö-
tigen Kostenaufwand verursachen
würde. Bei Aktientransaktionen un-
mittelbar vor einer Hauptversamm-
lung, bei denen dann der Erwerber –
Anzeigen nach §§ 20, 21 AktG bzw. §§
21 ff. WpHG vorausgesetzt – das
Stimmrecht selbst ausüben könnte,
wird die Gestaltungspraxis zu Stimm-
rechtsvollmachten greifen. Ein „Zu-
gang bei der Gesellschaft“ dürfte an-
sonsten auch dann gegeben sein,
wenn der Zugang bei einer in der Ein-
berufung bezeichneten Stelle (Bank,
Hauptversammlungsdienstleister, No-
tar) erfolgt. Satz 5 des Entwurfs könn-
te im Übrigen bei der hier vorgeschla-
genen Formulierung entfallen. Das Ab-
stellen auf das Ende des vierzehnten
Tages vermeidet Doppelbescheinigun-
gen, wenn am 14. Tag Aktien verkauft
werden. Die Gefahr von Doppelbe-
scheinigungen besteht nur dann nicht,
wenn die Aktionäre namentlich be-
kannt sind (§ 121 Abs. 4 AktG). Auf die
Börsennotierung allein kommt es nicht
an. Solange die verwendeten Han-
delssysteme keine schnelle namentli-
che Rückverfolgung von Aktienveräu-
ßerer und Aktienerwerber gestatten,
muss es (leider) bei einem festen
Stichtag verbleiben.

Ein Formulierungsbeispiel für eine
entsprechende Satzungsbestimmung
für eine nicht börsennotierte Gesell-
schaft nach neuem Recht unter Be-
rücksichtigung der hier vorgeschlage-
nen Änderungen ist als Anlage beige-
fügt. Die hier gemachten Vorschläge

beruhen auf dem Versuch, § 123 AktG
in der Fassung des UMAG in eine ent-
sprechende Satzungsbestimmung
umzusetzen.

Satz 4 erfasst dem Wortlaut nach
allgemein sämtliche Aktionärsrechte,
also auch Vermögensrechte. Dies er-
scheint nicht sachgerecht. Sinnvoll ist
nur eine Fiktion der Innehabung der
Mitwirkungsrechte (Stimmrecht, Recht
auf Widerspruch zur Niederschrift,
Auskunftsrecht). Zur Anfechtungsklage
befugt ist im Fall einer Aktienveräuße-
rung in den letzten zwei Wochen vor
Beendigung der HV nach dem Ver-
ständnis des Entwurfs dann offenbar
der wirkliche Aktionär. Hier sollte auch
im Gesetz klargestellt werden, dass
der fiktive Aktionär seine Befugnisse in
der HV im Innenverhältnis zu seinem
Rechtsnachfolger für dessen Rech-
nung wahrnimmt, etwa wie folgt:

„Im Verhältnis zur Gesellschaft
nimmt in der Hauptversammlung
bis zu deren Ende nur derjenige die
dort auszuübenden Aktionärsrech-
te für Rechnung des Aktionärs
wahr, der diesen Nachweis erbracht
hat.“

Schließlich ist zu erwägen, ob das
vorsätzliche oder fahrlässige Ausstel-
len falscher Bescheinigungen durch
die zur Verwahrung von Aktien befug-
te Stelle in die Tatbestände des § 405
Abs. 3 AktG aufgenommen werden
sollte, wobei diese Ordnungswidrig-
keit als Schutzgesetz im Sinne des
§ 823 Abs. 2 BGB zugunsten der auf
die Richtigkeit der Bescheinigung ver-
trauenden Gesellschaft ausgestaltet
werden müsste.

4. Zu Nummer 6, § 127a
AktG

Die Auswahl des Bundesanzeigers
als Plattform für das elektronische Ak-
tionärsforum begegnet Bedenken. 

Zum Ersten zeigen die Erfahrun-
gen mit dem elektronischen Bundes-
anzeiger, dass diese Institution bislang

nicht in der Lage war, auch nur an-
satzweise eine komfortable Internet-
seite ins Netz zu stellen. Über ein Jahr
nach Inkrafttreten der entsprechenden
Gesetzesänderung muss jemand, der
eine bestimmte Veröffentlichung einer
bestimmten Gesellschaft sucht, die
Website des Bundesanzeigers Tag für
Tag durchgehen. Gegenüber einem
Printmedium ist dies kein Fortschritt.
Die auf Internetseiten allgemein übli-
che Suchfunktionalität fehlt völlig. Es
ist noch nicht einmal die Suche unter
der Firma der Gesellschaft möglich,
von einer Suche nach Schlagworten
oder einer kombinierten Suche ganz
zu schweigen (z.B. alle Wechsel im
Aufsichtsrat einer bestimmten Gesell-
schaft). Gerade ausländische Aktionä-
re sind hierdurch im Nachteil. 

Zum Zweiten hat das Aktionärsfo-
rum nichts mit hoheitlicher Register-
publizität zu tun. Daher erscheint
schon nach Vergaberecht (§§ 97 ff.
GWB) eine Ausschreibung dieses Fo-
rums geboten, um qualitativ überlege-
nen Mitbewerbern eine Chance zu er-
öffnen. 

Sinnvoll ist daher eine Regelung,
die das Bundesministerium der Justiz
ermächtigt, auf eine bestimmte
Höchstzeit den durch Ausschreibung
zu ermittelnden Betreiber der Aktio-
närsplattform zu bestimmen und da-
nach erneut auszuschreiben. So bleibt
das Aktionärforum für den techni-
schen Fortschritt offen.

Formulierungsvorschlag:

„§127a Aktionärsforum

(1) Sind Aktionäre nach dem Gesetz
von einem Mindestbesitz oder
einer Stimmrechtsquote abhän-
gig, so kann jeder Aktionär im
Aktionärsforum andere Aktio-
näre auffordern, sich seinem
Begehren anzuschließen, …
(weiterer Text wie Entwurf).

(2) Text wie Entwurf.

(3) Die Gesellschaft kann zu der
Aufforderung im Aktionärsfo-
rum Stellung nehmen.
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(4) Durch Rechtsverordnung des
Bundesministeriums der Justiz
wird der Träger des Aktionärsfo-
rums, die Dauer der Trägerschaft
und das Entgelt des Trägers be-
stimmt. Der Träger ist durch
Ausschreibung zu ermitteln. Die
Rechtsverordnung bedarf nicht
der Zustimmung des Bundes-
rats.“

5. Zu Nummer 8, § 131 
Abs. 3 Nr. 7–9 AktG

Schon bislang ging die überwie-
gende Praxis davon aus, dass unter
Beachtung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit Redezeitbeschrän-
kungen durch den Versammlungsleiter
grundsätzlich zulässig sind. Der Ge-
setzgeber hat im KonTraG diese Lei-
tungsbefugnis anerkannt, § 129 Abs. 1
Satz 1 AktG. Ein Bedürfnis für eine
spezielle gesetzliche Regelung über
die Geschäftsordnung hinaus ist daher
nicht ohne weiteres zu erkennen.

Dies gilt um so mehr, als die in
Nr. 7 gefundene Lösung hinter die bis-
herige Praxis zurückgeht. Das Wort
„zuvor“ wird zu zahlreichen Streitigkei-
ten Anlass geben. Meint „zuvor“ eine
Beschränkung in den allgemeinen Be-
merkungen des Versammlungsleiters
bei Eröffnung der Hauptversammlung,
eine Beschränkung vor der konkreten
Wortmeldung oder ist eine Beschrän-
kung noch während der Wortmeldung
zulässig? Das Wort „zuvor“ ist daher
verzichtbar, da bereits das Partizip Per-
fekt „festgelegte“ eindeutig klarstellt,
dass die Beschränkung vor Stellung
der konkreten Frage erfolgt sein muss.

Statt der umfänglichen Nrn. 8–9
könnte etwas straffer wie folgt formu-
liert werden:

„8. soweit die Auskunft mindestens
eine Woche vor Beginn der
Hauptversammlung allen Aktio-
nären zugänglich gemacht wor-
den ist.“

Damit sind auch Angaben in Ge-
schäftsberichten, Quartalsberichten

oder ad-hoc-Mitteilungen erfasst. Die
Beschränkung der Medien für die Ant-
wort auf die Internetseite ist nicht nö-
tig. Ohnedies erledigt sich schon jetzt
in der Hauptversammlungspraxis ein
Großteil der Fragen von Aktionären
durch schlichte Lektüre des Ge-
schäftsberichts; diese werden nur der
Höflichkeit halber in der Versammlung
beantwortet.

6. Zu Nummer 10, § 142
AktG

Das Institut der Sonderprüfung ist
schon im Erhebungsbogen der High
Level Group of Company Law Experts
als nachahmenswert zur Diskussion
gestellt worden. Es entfaltete zwar
eine sicherlich vorhandene, aber nicht
näher quantifizierbare „Abschre-
ckungswirkung“, und zwar allein schon
durch sein Vorhandensein bzw. durch
die Öffentlichkeitswirkung der Andro-
hung einer Sonderprüfung. Das Insti-
tut hat jedoch nach geltendem Recht
zwei Schwächen, und zwar zum einen
das erforderliche Aktionärsquorum,
zum anderen das Fehlen eigener Er-
mittlungsbefugnisse des Sonderprü-
fers. 

Der Entwurf zielt mit voller Be-
rechtigung darauf ab, die erste Schwä-
che zu beheben.

Die zweite Schwäche bleibt je-
doch. Nach wie vor ist der Sonderprü-
fer auf die Kooperation des Vorstands,
des Aufsichtsrats und der weiteren
Mitarbeiter der Gesellschaft angewie-
sen. Diese Kooperation bestimmt die
Ergebnisse der Prüfung. Eine ähnliche
Sachlage besteht für den Nachgrün-
dungsprüfer, den Sachkapitalerhö-
hungsprüfer oder den Prüfer von
Unternehmensverträgen bzw. den
Prüfer des Abfindungsangebots bei
Eingliederung oder Ausschluss von
Minderheitsaktionären. Auch diese
Schwäche ist zu beheben, und zwar
dadurch, dass die Pflicht zur Auskunft
und Vorlage von Unterlagen an den
Prüfer ins Gesetz aufgenommen wird.
Die Pflicht kann sanktioniert werden

durch die Möglichkeit des Prüfers, bei
Weigerung gegen die Gesellschaft
bzw. gegen das betreffende Organmit-
glied Ordnungsgeld ersatzweise Ord-
nungshaft festzusetzen. Der Prüfer
würde damit deutlicher in die Nähe ei-
nes privatrechtlichen „juge d’instruc-
tion“ oder eines Gerichtskommissars
gerückt. Damit gewinnt seine Arbeit an
Gewicht. Diese Funktion kann sich
auch gerichtsentlastend auswirken, da
ein entsprechend aussagekräftiger Be-
richt dazu anhalten kann, auf Haf-
tungsklagen ganz zu verzichten oder
sich im Vorfeld außergerichtlich zu ei-
nigen.

Die Gewährung sanktionierter Er-
mittlungsbefugnisse an den Prüfer
wäre darüber hinaus ein geeignetes
Mittel zur Stärkung seiner Unabhän-
gigkeit und damit des Ansehens des
Prüferberufs. Zudem würde die Ver-
besserung der Aussagekraft des Prü-
fungsberichts die Lücke im Aktionärs-
schutz zwischen § 255 AktG einerseits
und den durch die BGH-Entscheidung
im Fall Siemens/Nold (BGH vom
23.06.1997 – II ZR 132/97, AG 1997,
465) andererseits gelockerten Anfor-
derungen an den Bezugsrechtsaus-
schluss bei der genehmigten Sachka-
pitalerhöhung zumindest verringern
(hierzu im Gefolge der genannten
BGH-Entscheidung etwa OLG Mün-
chen, AG 2003, 451 – MHM Mode
Holding AG; OLG Frankfurt am Main,
AG 2003, 438 – Commerzbank/Ge-
nerali im Abschluss an OLG Frankfurt
am Main, AG 2001, 352; LG Heidel-
berg, AG 2002, 298 – MLP; zum Gan-
zen auch Ekkenga, AG 2001, 567, 
615 f.).

Zu § 142 Absatz 2 Satz 3 (neu)
AktG siehe den Vorschlag oben unter
3.

7. Zu Nummer 11, § 145
AktG

Zu erwägen ist hier, ob der neue
Absatz 4 nicht eine Folgeänderung des
neuen Absatzes 5 Satz 2 nach sich zie-
hen muss, da ansonsten die entspre-
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chende Gestattung des Gerichts unter-
laufen werden könnte.

8. Zu Nummer 12, § 146
AktG

§ 146 Satz 2 wirft schwierige Tat-
fragen auf. „Mutwillig“ kann schlicht
„sachlich nicht gerechtfertigt“ sein
(vgl. etwa BGH NJW-RR 1992, 189).
In anderem Zusammenhang wird das
Adjektiv im Unterhaltsrecht gebraucht
(vgl. etwa BGH NJW 1981, 2805 –
mutwillige Herbeiführung der Er-
werbsunfähigkeit durch Alkoholmiss-
brauch, § 1579 Nr. 3 und Nr. 4 BGB). 

Das Merkmal „mutwillig“ bedeutet
hier offenbar mehr als bloßen Vorsatz
im Sinne des „dolus directus“. Das
Merkmal „grob fahrlässig“ liegt hinge-
gen unterhalb des „dolus eventualis“.
Zur Vermeidung von Tatbestandslü-
cken sollte statt „mutwillig“ hier „vor-
sätzlich“ verwendet werden. Generell
wäre zu überlegen, ob man die Kos-
tenfolge auch bei einfacher Fahrlässig-
keit eintreten lassen könnte, dann
aber die Kostenfolge in das richterliche
Ermessen stellen sollte. Weiter sollte
anstelle eines – dann wieder im Pro-
zesswege geltend zu machenden –
Kostenerstattungsanspruchs der Ge-
sellschaft gegen den Antragsteller des-
sen unmittelbare Kostenhaftung
gegenüber dem Gericht angeordnet
werden, mit der Zweitschuldnerhaf-
tung der Gesellschaft, die dann aus
dem auf sie umgeschriebenen Kos-
tenfestsetzungsbeschluss gegen den
Antragsteller vollstrecken kann. Damit
würden die Gerichte entlastet. Auch
bei Stellung des Antrags erscheint es
durchaus als zumutbar, zunächst ein-
mal den Antragsteller mit einem Vor-
schuss in Vorlage treten zu lassen.

§ 146 Satz 2 AktG könnte daher
wie folgt lauten:

„Hat der Antragsteller die Be-
stellung durch vorsätzlich oder
fahrlässig unrichtigen Vortrag er-
wirkt, so kann ihm das Gericht die
Kosten nach Satz 1 ganz oder teil-

weise auferlegen. Gegen die Kos-
tenentscheidung findet die soforti-
ge Beschwerde statt.“

9. Zu Nummer 14, § 147a
AktG

Das Anliegen des Entwurfs ist im
Grundsatz mehr als berechtigt. Eine
effektive Haftung für Fehler fördert die
Qualität der Arbeit und damit den ge-
meinen Nutzen. Dies gilt auch für die
Organe von Aktiengesellschaften. Als
einziger rechts- und wirtschaftsbera-
tender Beruf, dessen Haftung unbe-
schränkt und unbeschränkbar ist, weiß
der Notar nur zu gut um diese Wahr-
heit.

Zu Recht will der Entwurf daher
eine Aktionärsklage als derivative ac-
tion einführen. 

Mit Sorge betrachtet der Deutsche
Notarverein hingegen die Umsetzung
des Anliegens im neuen Klagezulas-
sungsverfahren. Durch dieses Verfah-
ren wird ein weiteres Betätigungsfeld
für räuberische Aktionäre geschaffen.
Diese können allein schon mittels der
Schaffung von Öffentlichkeit eine Ge-
sellschaft unter Druck setzen. Zudem
liegt in diesem Verfahren eine weitere
Belastung der Justiz mit zusätzlichen
Streitigkeiten. Schon die Vorausset-
zung der „groben Verletzung“ in
§ 147a Abs. 1 Nr. 3 birgt für das be-
troffene Organ dieselbe Gefahr eines
„Freispruchs zweiter Klasse“ mit ent-
sprechend rufschädigender Wirkung.
Auf die Ausführungen zu § 93 Abs. 1
Satz 2 des Entwurfs (siehe oben 1.)
wird verwiesen.

Die Erfahrung mit Beschlussan-
fechtungsklagen zeigt, dass gerade die
Vereinbarung von Vergleichen mit
Streitwerten, die zu entsprechend ho-
hen Anwaltsgebühren führen, Ziel die-
ser Kläger ist. Einem relativ geringen
Kostenrisiko der Kläger steht wegen
der fehlenden Ersatzfähigkeit der der
Gesellschaft entstandenen in der Re-
gel sehr hohen internen Kosten der
Anspruchsabwehr ein hoher zu erwar-

tender „Sowieso-Schaden“ asymme-
trisch gegenüber, der die Gesellschaft
ohne zwingende rechtliche Gründe
aus wirtschaftlicher Notwendigkeit
kompromissbereit macht und damit
die Begehrlichkeit dieser Aktionärs-
gruppe nur noch steigert. 

Schon diese Überlegungen zeigen,
dass Aktionärsklagen in einem Rechts-
system mit einer allgemeinen Ersatz-
pflicht deliktisch verursachter Vermö-
gensschäden („deliktische General-
klausel“) eher Sinn machen als im
Umfeld unseres rechtsgüterbezoge-
nen Deliktsrechts. Hieran ändert auch
§ 147a Abs. 6 Satz 3 des Entwurfs
nichts. Zudem begegnet das Tatbe-
standsmerkmal „mutwillig“ den oben
unter 8. dargestellten Bedenken. So-
lange der Beklagte, von den Extrem-
fällen des § 826 BGB abgesehen, kei-
ne Möglichkeit hat, den Kläger für sei-
nen tatsächlich erlittenen Schaden
haftbar zu machen, solange ist die pro-
zessuale Waffengleichheit nicht herge-
stellt. Hier geben schon die Erkennt-
nisse der ökonomischen Analyse des
Rechts Veranlassung, das Risiko des
Klägers dem des Beklagten anzuglei-
chen.

Der Deutsche Notarverein darf da-
her nochmals auf seinen Vorschlag un-
ter Ziff. 7.4 der Stellungnahme zum
SEEG hinweisen, in der er eine Pflicht
des Klägers zur Stellung einer Sicher-
heit für Kosten und weitere Vermö-
gensschäden des Beklagten gemäß
dem Ermessen des Gerichts nach dem
Vorbild des US-Bundesstaats New York
angeregt hat. Hierzu sollte für Fälle
vorsätzlicher oder grob fahrlässiger
Klagen eine Pflicht des Klägers zum Er-
satz allgemeiner Vermögensschäden
des Beklagten geschaffen werden (vgl.
etwa § 945 ZPO). Wie der sich entwi-
ckelnde Markt der Prozessversicherer
zeigt, wird der effektive Rechtsschutz
für die Kläger hierdurch nicht verkürzt.

Wegen der Belastung der Justiz mit
Verfahren nach § 147a AktG und zu-
sätzlichen Klageverfahren wäre weiter
zu erwägen, auch die Satzungen von
Aktiengesellschaften für Schiedsklau-
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seln jedenfalls für Haftungsklagen zu
öffnen.

Zu denken wäre auch an ein Insti-
tut der Verbands-Haftungsklage ver-
gleichbar § 13 Abs. 2 Nr. 2–4 UWG
i.V.m. § 4 UKlaG, ebenfalls verbunden
mit einer Pflicht zur Sicherheitsleis-
tung.

Hält der Gesetzgeber an § 147a
AktG in der Fassung des Entwurfs fest,
so bedarf der Begriff der „Gesamt-
rechtsnachfolge“ in § 147a Abs. 1 Nr.
1 AktG in der Fassung des Entwurfs
weiterer Überlegungen. Die Gesamt-
rechtsnachfolge in diesem Sinne er-
fasst die Erbfolge nach § 1922 BGB
oder Rechtsübergänge nach §§ 20,
131 UmwG, 140 HGB (Anwachsung).
Zu denken ist jedoch weiter an den Ak-
tienerwerb im Wege der vorwegge-
nommenen Erbfolge, der Vermächt-
niserfüllung, der Nachlassteilung, der
güterrechtlichen Auseinandersetzung
oder durch einen „merger“ nach aus-
ländischem Recht (z.B. US-Recht), der
nach dem anwendbaren Gesell-
schaftsstatut jedoch im Wege der Ein-
zelrechtsübertragung vollzogen wird.
Soll in diesen Fällen das Klagezulas-
sungsverfahren, wenn man es denn
einführt, nicht stattfinden können?

10. Zu Nummer 15, § 193
Abs. 2 Nr. 4 AktG

Der Deutsche Notarverein emp-
fiehlt, diese Vorschrift nicht zu ändern
und stattdessen das Bezugsrecht der
Aktionäre zu stärken.

Die bisherige Praxis der „nackten
Optionen“ nach § 193 Abs. 2 Nr. 4
AktG hat gezeigt, dass die Rechtspra-
xis trotz der Neuregelung aus nach-
vollziehbaren Gründen oftmals zu
Ausweichgestaltungen greift. 

Grund hierfür ist zum einen die Re-
gisterpublizität der definierten Erfolgs-
ziele, die man Mitbewerbern nicht
ohne weiteres offenbaren möchte.
Daher sind (leider) konkrete Erfolgs-
ziele (etwa Marktreife eines bestimm-

ten Produkts, Verbesserung spezifi-
scher Unternehmenskennzahlen)
eher selten. Stattdessen wird allge-
mein auf Börsenkursänderungen ab-
gestellt, die aber mit der persönlichen
Leistung des Optionsinhabers wenig
zu tun haben und diesen daher nicht
unbedingt motivieren. 

Zum anderen zwingt § 193 Abs. 2
Nr. 4 AktG zu einer gewissen Pau-
schalierung. Die erstrebenswerte indi-
vidualisierte Umsetzung arbeitsver-
traglicher Zielvereinbarungen in ein
Mitarbeiterbeteiligungsprogramm ge-
lingt im deutschen Recht eigentlich
nur mittels virtueller Optionen („phan-
tom stock“). 

Weiter unterliegen Erfolgsziele
über die gesamte vesting period an-
gesichts sich rasch wandelnder Märk-
te, Technologien und Unternehmens-
ziele ebenfalls einem raschen Wandel.
§ 192 Abs. 4 AktG erschwert jedoch
das „Nachsteuern“ eines Optionspro-
gramms (zu Recht) erheblich. Dies hat
sich gerade in der Biotechnologie-
branche als erhebliches Gestaltungs-
hindernis erwiesen. Demgegenüber
hat sich die schlichte, nicht an Erfolgs-
ziele gebundene Wandel- oder Op-
tionsschuldverschreibung als das oft-
mals praxistauglichere Vergütungsin-
strument erwiesen. Die Notwendigkeit
der Einzahlung des Nominalbetrages
der Schuldverschreibung durch den
Empfänger vertieft im Interesse des
Unternehmens das „commitment“
des Mitarbeiters (und zwar interessan-
terweise selbst dann, wenn der ge-
zahlte Betrag nur symbolisch ist). Da-
gegen löst die nackte Option, wenn sie
zunächst kostenlos gewährt wird, oft
nur einen Mitnahmeeffekt aus. Zudem
können Verbindlichkeiten der Gesell-
schaft aus Wandel- oder Options-
schuldverschreibungen im normalen
Buchhaltungsgang passiviert werden,
während die klassische Finanzbuch-
haltung eines Unternehmens auf die
Erfassung „nackter Optionen“ gar nicht
eingerichtet ist. Gerade die Pflege des
Datenbestands der Optionsinhaber ist
in der Praxis außerordentlich aufwän-
dig und fehlerträchtig.

Darüber hinaus hat die bisherige
Praxis ein Bedürfnis gesehen, auch für
Mitglieder von Aufsichtsräten Optio-
nen auf Aktien an der Gesellschaft zu
schaffen. Beweggrund hierfür ist gera-
de bei kleinen Unternehmen die Ge-
winnung fachlich qualifizierter Auf-
sichtsräte, deren Vergütung nicht vom
Unternehmen, sondern zur Schonung
dessen Liquidität im Ergebnis von den
Aktionären bezahlt wird. Die steuerli-
che Diskriminierung von Aufsichtsrats-
vergütungen gibt diesen Überlegun-
gen zusätzliche Nahrung.

Durch die Entscheidung des
Bundesgerichtshofs vom 16.02.2004
– II ZR 316/03 – Mobilcom, der die
Gewährung von nackten Aktienoptio-
nen für Aufsichtsratsmitglieder für mit
dem Wortlaut des § 193 Abs. 2 Nr. 4
AktG (i.V.m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG)
nicht vereinbar hält und hierzu auf die
Unabhängigkeit des Aufsichtsrats ver-
weist, ist eine neue Sicht auf das Pro-
blem gewonnen.

Die Gewährung von Umtausch-
rechten in oder Bezugsrechten auf Ak-
tien außerhalb des § 193 Abs. 2 Nr. 4
AktG stellt sich nach derzeitiger
Rechtslage als ein Problem des Be-
zugsrechts bzw. seines Ausschlusses
dar. Grundsätzlich unterliegen solche
Umtausch- oder Bezugsrechte (als
Wandel- oder Optionsschuldverschrei-
bungen) dem Bezugsrecht der Aktio-
näre, §§ 221 Abs. 4, 186 AktG. 

Soweit diese nicht rechtsgeschäft-
lich auf ihr Bezugsrecht verzichten,
was in kleinen Gesellschaften bei sol-
chen Beschlüssen in aller Regel der
Fall ist, kann das Bezugsrecht nur dann
ausgeschlossen werden, wenn der
Ausschluss im überwiegenden Inte-
resse der Gesellschaft liegt, zur Errei-
chung dieses Ziels geeignet ist und
nicht in unverhältnismäßiger Weise in
die Interessen der Aktionäre eingreift
(vgl. nur BGHZ 120, 141, 145 f.). Man
wird aus den Aussagen des BGH in der
vorgenannten Entscheidung vom
16.02.2004 entnehmen können, dass
die Ausgabe von Wandelschuldver-
schreibungen an Vorstände und Ar-
beitnehmer, deren Bedingungen sich



an § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG orientieren,
zulässig sein könnte, nicht jedoch die
Gewährung solcher Umtausch- oder
Bezugsrechte an Mitglieder von Auf-
sichtsräten (vgl. Gründe sub 2. c) bb)
und 3. – Umdruck Seite 9-10). Eben-
falls unzulässig dürfte die Gewährung
von Bezugsrechten an Berater sein,
etwa gar als Teil deren Vergütung (was
in der Zeit des Börsenbooms auch bei
Anwaltskanzleien trotz der berufs-
rechtlichen Problematik  – verdecktes
Erfolgshonorar –  nicht ungewöhnlich
war).

Inwieweit Wandelschuldverschrei-
bungen an Arbeitnehmer ausgegeben
werden dürfen, die nur teilweise den
Vorgaben des § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG
genügen (z.B. keine Erfolgsziele, aber
vesting period und Ausübungsfen-
ster), ist noch zu klären und wurde
vom BGH bislang offen gelassen.

Das UMAG bezieht nunmehr inso-
fern eine klare Position, als hiernach
jegliche Bezugs- oder Umtauschrech-
te an Vorstände und Arbeitnehmer nur
unter Beachtung des § 193 Abs. 2 Nr.
4 AktG gewährt werden dürfen. Damit
schießt das Gesetz jedoch bei weitem
über das Regelungsziel hinaus. Denn
auch klassische Wandel- oder Op-
tionsdarlehen als Finanzierungsinstru-
mente sind vom Wortlaut erfasst,
wenn diese Darlehen der Gesellschaft
von Vorständen oder Arbeitnehmern
gewährt werden. Angesichts der Haf-
tungsgefahren bedingten Kapitals wird
sich die Praxis auf eine teleologische
Reduktion der Vorschrift nicht einlas-
sen. Eine sprachliche Abgrenzung zwi-
schen der Gewährung von Optionen
auf Aktien als Finanzierungsmittel und
als incentive im Gesetzestext wird je-
doch mit der im sensiblen Bereich des
bedingten Kapitals erforderlichen Klar-
heit nicht gelingen. Zudem verleitet
die vorgeschlagene Fassung der Vor-
schrift zu dem etwas erstaunlichen
Umkehrschluss, dass die Gewährung
solcher Rechte an andere als Vorstän-
de und Arbeitnehmer (Berater, Auf-
sichtsräte etc.) unbedenklich sei.

Damit bleibt nur eine Regelung
über das Bezugsrecht.

Diskussionswürdig erscheint im
Rahmen von Optionsprogrammen vor
allem die Sinnhaftigkeit der 10 %-
Schwelle nach § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG im Rahmen der Verweisung nach
§ 221 Abs. 4 Satz 2 AktG. Schon diese
Schwelle hat nicht verhindern können,
dass z.B. bei Ausübung aller ausgege-
benen Optionen Presseberichten zu-
folge die Deutsche Bank AG zu 7 % (!)
ihrem engeren Führungskreis gehört,
der wegen spezifischer Besonderhei-
ten im Fall einer Übernahme des In-
stituts (wie z.B. „accelerated vesting“)
gerade hieran ein besonderes Interes-
se hat, was mit dem Interesse der wei-
teren Aktionäre und der stakeholder
nicht notwendigerweise überein-
stimmt. Durch die Aufhebung des §
186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen des
§ 221 Abs. 4 AktG könnte die schlei-
chende Verwässerung der Aktionäre
verhindert werden. Tritt der Vor-
stand/Aufsichtsrat hingegen als Inves-
tor auf, so kann der Ausschluss des Be-
zugsrechts der übrigen Aktionäre im
Interesse der Gesellschaft hingegen
durchaus gerechtfertigt sein.

Damit würde zugleich die Privatau-
tonomie im Aktienrecht gestärkt. Denn
wenn die Aktionäre übereinstimmend
zugunsten von Vorständen, Arbeitneh-
mern oder Aufsichtsräten auf ihr Be-
zugsrecht verzichten und diesen Um-
tausch- oder Bezugsrechte auf Aktien
im Rahmen von Wandel- oder Op-
tionsschuldverschreibungen gewäh-
ren, dann besteht für den Gesetzgeber
kein Anlass, dies zu verbieten. Volenti
non fit iniuria – dieser Grundsatz gilt
auch im Aktienrecht. Dem historisch
überholten Anliegen interessierter
Kreise an einer scharfen Dichotomie
zwischen Arbeit und Kapital sollte
nicht Raum gegeben werden.

Vorgeschlagen wird daher folgen-
de Fassung des § 221 Abs. 4 Satz 2
AktG:

„§186 gilt sinngemäß, mit Aus-
nahme von Absatz 3 Satz 4.“

Inwieweit man § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG auch in den Fällen des geneh-
migten Kapitals für nicht anwendbar

erklären sollte oder ob die 10-% Gren-
ze in § 192 Abs. 3 AktG die Aktionäre
bei großen Gesellschaften ausrei-
chend schützt, bleibt noch zu prüfen.
Hierbei wird zu berücksichtigen sein,
dass solche Optionen jedenfalls bei
Publikumsgesellschaften bislang über-
wiegend nur einer kleinen Gruppe von
Mitarbeitern der Unternehmen zugute
gekommen ist (vgl. etwa auch den
derzeit diskutierten Optionsplan der
DaimlerChrysler AG). Die Mehrheit der
Arbeitnehmer ging oft leer aus. In den
USA versuchte man dem durch eine
steuerliche Privilegierung nur bei
Gleichbehandlung aller Mitarbeiter
entgegenzuwirken.

11. Zu Nummer 18, § 243
Abs. 4 AktG

Hier wird zur Vermeidung von Ver-
wechslungen mit der Anfechtung nach
§§ 119 ff. BGB empfohlen, wie folgt zu
formulieren:

„Eine Anfechtung kann nur
dann auf unrichtige, unvollständige
oder verweigerte Auskünfte ge-
stützt werden, wenn ein … gemacht
hätte. Auf unrichtige, unvollständi-
ge oder unzureichende Auskünfte
über die Ermittlung …“

Die Verwendung des Begriffs „Aus-
kunft“ anstelle von „Information“ stellt
zudem den Gleichlauf zu §§ 131, 400
AktG her. Zudem wird sprachlich nicht
klar, was mit einer unrichtigen Ertei-
lung einer (evtl. sogar richtigen) Infor-
mation anstelle der richtigen Erteilung
einer unrichtigen Information gemeint
ist. 

Es bleibt im Übrigen abzuwarten,
ob die Gerichte wirklich die ihnen da-
mit übertragene Aufgabe der Defini-
tion hypothetischer Aktionärsentschei-
dungen wahrnehmen werden.

12. Zu Nummer 21, § 246a
AktG

Sehr zu begrüßen ist die Ausdeh-
nung des bewährten Freigabeverfah-
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rens in § 16 UmwG auf weitere Tatbe-
stände. 

Neben den Maßnahmen der Kapi-
talbeschaffung sollten weiter auch die
Fälle des § 179a AktG sowie die unter
§ 119 Abs. 2 AktG fallenden „Holzmül-
lerfälle“ mit einbezogen werden. Ge-
rade Verträge über den Verkauf von
Unternehmensteilen oder Beteiligun-
gen enthalten oft für den anderen Teil
Rücktrittsrechte, falls die erforderliche
oder aus Gründen der Vorsicht für er-
forderlich gehaltene Zustimmung der
Hauptversammlung nicht bis zu einem
bestimmten Zeitpunkt wirksam vor-
liegt. Die Praxis greift gerade wegen
der bestehenden Unsicherheit darü-
ber, ob die Grundsätze der Holzmül-
ler-Entscheidung eingreifen, schon
wegen des Grundsatzes des „sicher-
sten Weges“ oft zum Mittel des § 119
Abs. 2 AktG (zum Sachstand Reichert
in: Beck’sches Handbuch der AG,
2004, § 5 RNr. 31 ff. sowie Lutter/Lei-
nekugel, ZIP 1998, 225, 229 ff.; aus
der Rechtsprechung etwa OLG Köln,
ZIP 1993, 110, 112 f.; LG Düsseldorf,
AG 1999, 94, 95; OLG Celle, DB 2001,
804 ff.; LG Stuttgart, AG 1992, 236,
237 ff.).

Gerade in solchen Situationen ist
die Gesellschaft gegenüber einem An-
fechtungskläger besonders verwund-
bar, da aufgrund der Klage die Gefahr
des „Platzens“ eines Geschäfts droht,
was schon allein wegen des Faktors
Zeit und des Verlusts anderer Optio-
nen einen erheblichen Nachteil mit
sich bringen kann (vgl. etwa den Sach-
verhalt im Fall des LG München I, Ur-
teil vom 06.02.2004 – 6 O 18277/03
– nicht veröffentlicht).

Eine Abgrenzung der Holzmüller-
fälle von nicht „hauptversammlungs-
pflichtigen“ Maßnahmen im Wortlaut
des § 246a AktG wird kaum gelingen
und sollte auch kein Anliegen des Ge-
setzgebers sein. Eher zu erwägen ist
hier, allgemein Beschlüsse der Haupt-
versammlung nach §§ 119 Abs. 2 und
179a AktG in das Freigabeverfahren
mit einzubeziehen. § 246a Satz 1
Halbsatz 1 könnte daher wie folgt ge-

fasst werden, wobei zugleich klarge-
stellt wird, dass sich die Klage nicht ge-
gen die Eintragung, sondern gegen
den Beschluss richtet (die Formulie-
rung lehnt sich an § 16 Abs. 3 Satz 1
UmwG an):

„Wird gegen die Wirksamkeit ei-
nes Hauptversammlungsbeschlus-
ses über eine Kapitalmaßnahme
(§§ 182 bis 240) oder einen Unter-
nehmensvertrag (§§ 291 bis 307)
oder gegen die Wirksamkeit eines
Hauptversammlungsbeschlusses
nach §119 Abs.2 oder nach §179a
Klage erhoben, so kann das Pro-
zessgericht …“

Wegen der Übersichtlichkeit des
Textes wird weiter angeregt, aus den
Sätzen 1 und 2 einen Absatz 1, aus
den Sätzen 3–5 einen Absatz 2 (mit
Folgeänderung der Verweisung auf
Satz 1 in Satz 5), aus Satz 6 einen Ab-
satz 3 und aus den Sätzen 7–8 einen
Absatz 4 zu machen.

Im Übrigen schließt sich der Deut-
sche Notarverein den Vorschlägen und
Anregungen der Bundesnotarkammer
zu § 246a AktG ausdrücklich an.

Anlage 

Formulierungsbeispiel einer
Satzungsbestimmung nach 
§ 123 AktG (neu)

§___
Teilnahme an der Haupt-
versammlung, Vollmacht

(1) Zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und zur Ausübung des
Stimmrechts sind nur diejenigen
Aktionäre berechtigt, die sich un-
ter Nachweis ihres Aktienbesitzes
bis zum Ablauf des siebten Tages
vor der Versammlung bei der Ge-
sellschaft oder einer in der Einla-
dung bezeichneten Stelle anmel-
den. Fällt dieser Tag auf einen
Samstag, Sonntag oder einen am
Ort der Anmeldung staatlich aner-
kannten allgemeinen Feiertag, so

kann die Anmeldung noch am fol-
genden Werktag vorgenommen
werden.

(2) Der Aktienbesitz wird nachgewie-
sen

a) durch dessen Offenkundigkeit
in der Hauptversammlung1;

b) durch Nachweis einer zur Ver-
wahrung von Aktien befugten
Stelle, der sich auf das Ende
des vierzehnten Tages vor
dem Tag der Hauptversamm-
lung bezieht und spätestens
bis zum Ablauf der Anmelde-
frist nach Absatz 1 zugegan-
gen sein muss2;

c) durch Vorlage der Aktienur-
kunde in der Hauptversamm-
lung3;

d) soweit nicht die Anteile der Ak-
tionäre verbrieft sind, durch
Vorlage der entsprechenden
Erwerbsurkunden in der
Hauptversammlung4.

Die hiernach erforderlichen Nach-
weise sind in deutscher oder in
englischer Sprache zu erbringen. 

(3) § 121 Abs. 6 AktG bleibt unbe-
rührt.

(4) Vollmachten zur Ausübung des
Stimmrechts können auch durch
Telefax oder in Form des § 126a
BGB erteilt werden.

1 Z.B. aufgrund Übernahme der Aktien
bei Gründung, Zeichnung bei Kapital-
erhöhung oder Ausübung von Um-
tausch-/Bezugsrechten, wenn die Ak-
tien nicht verbrieft sind.

2 Dies ist nur bei verbrieften Aktien rele-
vant.

3 Dies ist nur bei verbrieften Aktien rele-
vant.

4 Dies betrifft in erster Linie den deriva-
tiven Erwerb nicht verbriefter Aktien; ist
aber auch bei verbrieften Aktien denk-
bar (Eigentumserwerb am Papier ent-
sprechend § 952 BGB), sofern eine
Globalurkunde erstellt wurde.



Am 14. und 15. Mai 2004 fand in
Heiligendamm die erste Mitgliederver-
sammlung des Deutschen Notarver-
eins in diesem Jahr statt.

1. Nachwahl zum Vorstand 

Im Anschluss an den Bericht des
Präsidenten erfolgte die Nachwahl
zum Vorstand. 

Diese war notwendig, da Frau Lohr
und Herr Dr. Wenckstern auf eigenen
Wunsch aus dem Vorstand ausschie-
den. Der Präsident des Deutschen No-
tarvereins dankte Frau Lohr und Herrn
Dr. Wenckstern für ihre langjährige Tä-
tigkeit für den Deutschen Notarverein
und drückte gegenüber der Mitglie-
derversammlung sein Bedauern über
deren Ausscheiden aus dem Vorstand
aus.

Als Nachfolgerin von Frau Eleono-
re Lohr wurde Frau Bettina Sturm aus

Bautzen in das Amt der Vizepräsiden-
tin und als Nachfolger von Herrn Dr.
Wenckstern Herr Dr. Langhein in das
Amt des Schriftführers gewählt. Alle
Wahlen erfolgten einstimmig.

2. Themen der Mitglieder-
versammlung

Nationale berufspolitische The-
men waren unter anderem die Ein-
führung einer Bodenmanagementbe-
hörde, der Zugang zum Anwaltsnotari-
at, die Notariatsreform in Baden-Würt-
temberg, das Betreuungsrecht, das
Gesetz zur Unternehmensintegrität
und Modernisierung des Anfechtungs-
rechts (UMAG) sowie der Clement’-
sche Maßnahmekatalog zur Deregulie-
rung und Entbürokratisierung in
Deutschland.

Die Stellungnahme des Deutschen
Notarvereins zum UMAG und ein Arti-
kel zur Bodenmanagementbehörde
sind in diesem Heft abgedruckt.

Der Samstag war den europäi-
schen Themen gewidmet. Es wurde
unter anderem ausführlich zu der
grenzüberschreitenden Verschmel-
zung von Kapitalgesellschaften, dem
Vertragsverletzungsverfahren, der Be-
rufsqualifikationsanerkennungs- und
Dienstleistungsrichtlinie sowie der
Verordnung zur Einführung eines eu-
ropäischen Vollstreckungstitels für un-
bestrittene Forderungen diskutiert.

3. Rahmenprogramm

Die Mitgliederversammlung wurde
wie traditionell einmal jährlich durch
ein Rahmenprogramm abgerundet.
Ein gemeinsames Abendessen am
Freitag und eine Fahrradtour am Sams-
tag Nachmittag nach Kühlungsborn
boten den Vertretern der Mitgliedsver-
bände Gelegenheit zu anregenden
weiterführenden Gesprächen. Beste-
hende Bekanntschaften konnten ge-
pflegt und neue geschlossen werden.
Und es blieb noch Zeit, die zauberhaf-
te Küstenlandschaft zu genießen.

KLG
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Mitgliederversammlung

Vorstandswahlen am 14. Mai 2004
Notarin Bettina Sturm

Die Mitgliederversammlung des
Deutschen Notarvereins hat Notarin
Bettina Sturm aus Bautzen/Sachsen
am 14. Mai 2004 als Vizepräsidentin
in den Vorstand gewählt.

Frau Sturm ist seit dem 1. September
1990 Notarin in Bautzen und war von
1981 bis 1990 Staatliche Notarin.

Sie war die erste Präsidentin der
Notarkammer Sachsen und hatte die-
ses Amt bis 2002 inne. Seit ihrem Aus-
scheiden aus dem Präsidentenamt ist
sie Ehrenpräsidentin der Notarkam-
mer Sachsen.

Dem Präsidium der Bundesnotar-
kammer gehörte Frau Sturm von 1994
bis 2004 an, von 2001 bis 2004 als
zweite stellvertretende Präsidentin.

Sie wurde im Jahre 2003 für ihre
Verdienste beim Aufbau des freiberuf-
lichen Notariats in den neuen Bundes-
ländern mit dem Bundesverdienst-
kreuz am Bande geehrt.

Frau Sturm ist 45 Jahre alt, verhei-
ratet und hat zwei Kinder.

Notarin Eleonore Lohr, Salzwedel

Notar Dr. Gerd-Hinrich Langhein 

Auf der Mitgliederversammlung in
Heiligendamm wurde als mein Nach-
folger Notar Dr. Gerd H. Langhein,
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In der Kammerversammlung der
Saarländischen Notarkammer vom 04.
November 2003 wurden, aufgrund
des bereits bei der letzten Wiederwahl
im Jahre 2001 angekündigten Rück-
tritts von Notar JR Professor Dr. Rolf
Zawar als Präsident der Saarländi-
schen Notarkammer, Wahlen zum Vor-
stand der Saarländischen Notarkam-
mer durchgeführt. In der Versamm-
lung wurde der bisherige stellvertre-
tende Präsident, Notar Dr. Volker Ka-
wohl, Homburg/Saar, zum neuen Prä-
sidenten gewählt; neuer Vizepräsident
ist Notar Dr. Joachim Schilly, Saarbrü-
cken, der schon bisher Mitglied des
Vorstandes gewesen ist.

Des Weiteren hat die Kammerver-
sammlung einstimmig Herrn Notar JR
Professor Dr. Rolf Zawar zum Ehren-
präsidenten der Saarländischen Notar-
kammer gewählt.

JR Professor Dr. Zawar wurde nach
den beiden Staatsexamina 1967 und
1971 im Jahre 1972 Notarassessor in
der Saarländischen Notarkammer.
1975 schloss sich die Ernennung zum
Notar auf Lebenszeit in Homburg/Saar
an. 1982 und 1992 folgten der aka-
demische Doktorgrad bzw. die Profes-
sur an der Universität des Saarlandes.
Im Januar 2001 wurde ihm dann der
Ehrentitel „Justizrat“ verliehen. 

JR Professor Dr. Zawar war seit
1990 Präsident der Saarländischen
Notarkammer, im April 2000 wurde er
zudem in das Präsidium der Bundes-
notarkammer berufen. Zu seinen Auf-
gaben zählten u. a. die Abschaffung
der saarländischen „Blankettbeglaubi-
gungen“, die Unterstützung bei der
Einführung des Nur-Notariats in den
neuen Bundesländern und die Berufs-
rechtsreform. JR Professor Dr. Zawar
hat durch seine uneigennützige, er-
folgreiche Arbeit das Ansehen des no-
tariellen Berufsstandes befestigt und
vermehrt. 

Personalia

Deutsche Notarfußballmannschaft „verteidigt“
Vizeeuropameistertitel
Notar Thomas Grauel, Hauzenberg/Wegscheid und Notar Dr. Benno Sefrin, Haßloch

Die deutsche Fußballmannschaft
der (Nur-)Notare wurde bei der dies-
jährigen Notarfußball-Europameister-
schaft Mitte Mai in Den Haag Vizeeu-
ropameister. Sie konnte damit ihren
„Titel“ verteidigen, den sie im vergan-
genen Jahr bei der EM in München er-
rungen hatte.

Da einige wichtige Spieler dieses
Jahr fehlten, hatte sich die Mannschaft
eigentlich keine allzu großen Chancen

auf einen der vorderen Plätze ausge-
rechnet. Diese Prognose schien sich
zunächst auch in den ersten beiden
Spielen gegen Gegner zu bewahrhei-
ten, gegen die man in den vergange-
nen Jahren regelmäßig gewonnen hat-
te: 

Gegen Belgien verlor das deutsche
Team sein erstes Spiel verdient mit
0:2. Im zweiten Spiel gegen Tsche-
chien musste man nach überlegen ge-

führter Partie, bei der der Gegner ei-
gentlich keine nennenswerte Torchan-
ce hatte, drei Minuten vor Schluss
noch den Ausgleich zum 1:1 hinneh-
men. Nachdem das dritte Spiel gegen
ein schwaches italienisches Team klar
mit 4:2 gewonnen worden war, deu-
tete eigentlich alles auf einen Mittel-
platz hin. 

Doch wie auch im „großen“ Fuß-
ball erwies sich die deutsche Mann-

Hamburg, in den Vorstand des Deut-
schen Notarvereins gewählt. Zu dieser
Wahl gratuliere ich ihm sehr herzlich.

Dr. Langhein, Jahrgang 1956, hat
in Hamburg studiert und auch dort
sein Referendariat verbracht. Nach ei-
ner wissenschaftlichen Assistentenzeit
an der Universität Hamburg war er drei
Jahre lang Justitiar bei der Veba
AG/RWE AG. Von 1990 bis 1992 war
er als mein Vorgänger Geschäftsführer

der Hamburgischen Notarkammer
und ist seither mit der Standesarbeit
und der Berufspolitik vertraut. Seit
1992 ist er Notar in Hamburg. Sein be-
sonderes Interessengebiet ist das
internationale Kollisionsrecht der Re-
gisterurkunden sowie das anglo-ame-
rikanische Notariat, mit dem er sich
seit seiner Tätigkeit in einem Londoner
Notariat beschäftigt. Er ist durch zahl-
reiche Veröffentlichungen und Kom-
mentierungen, u.a. im Staudinger und

Münchener Kommentar in Erschei-
nung getreten und vielen Kollegen als
Referent für das DAI bestens bekannt.
Seit Sommer 2003 ist er stellvertre-
tender Vorsitzender des Hamburgi-
schen Notarvereins.

Ich wünsche meinem Nachfolger
viel Freude und Erfüllung in seiner
neuen Funktion.

Notar Dr. Manfred Wenckstern,
Hamburg
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schaft als echte Turniermannschaft:
Das Zusammenspiel verbesserte sich
von Spiel zu Spiel. Die Abwehr um Li-
bero Georg Klinkhammer stand immer
besser. Die Stürmer Andreas Engels
und Florian Kroier wurden treffsiche-
rer. Die deutsche Mannschaft konnte
zunehmend ihre konditionelle Überle-
genheit ausspielen.

Im vierten und fünften Spiel konn-
te das deutsche Team mit 4:0 bzw. 3:0
eindeutige Siege gegen Frankreich
und die Niederlande feiern. Nach dem
ersten Tag lag die deutsche Mann-
schaft mit 10 Punkten auf dem zwei-
ten Platz, nur zwei Punkte hinter den
gewohnt starken Österreichern.

Vor den letzten beiden Spielen hat-
te das deutsche Team somit nach lan-
ger Zeit wieder einmal die Chance, das
Turnier zu gewinnen.

Dafür musste das erste Spiel am
zweiten Tag gegen Österreich gewon-
nen werden. Die österreichische
Mannschaft hatte in den vergangenen
drei Jahren jeweils ungeschlagen den
EM-Titel errungen. Die deutsche
Mannschaft hatte gegen Österreich
seit 1998 nur verloren. Coach Benno
Sefrin schwor die deutschen Spieler
vor dem Spiel nochmals auf das gro-
ße Ziel ein. Derart motiviert gewann

Die deutsche Mannschaft rangier-
te damit vor dem letzten Spiel gegen
Spanien mit einem Punkt Vorsprung
auf dem ersten Platz. Mit einem Sieg
gegen Spanien wäre der Turniersieg
perfekt gewesen. Doch leider reichte
es in diesem Spiel nur zu einem 1:1.
Nachdem die Spanier durch einen
zweifelhaften Elfmeter 1:0 in Führung
gegangen waren, gelang der deut-
schen Elf trotz drückender Überlegen-
heit gegen die kompakte gegnerische
Abwehr nur noch der Ausgleich. 

Da das österreichische Team sein
letztes Spiel gewann, konnte es zum
vierten Mal in Folge den EM-Titel er-
ringen.

Aufgrund des unglücklich verpas-
sten Turniersieges wollte bei der deut-
schen Mannschaft zunächst keine so
rechte Freunde über den hervorragen-
den zweiten Platz aufkommen. Doch
die erste Enttäuschung war spätestens
beim feierlichen Abschlussabend ver-

Die deutsche Notarfußballmannschaft Den Haag 2004:
Stehend: Kroier, C. Döbereiner, Engels, Fembacher, Weiler, Regler, Klink-
hammer, Schneeweiß, Reindl, Neugebauer, Sefrin, Grauel, D. Mayer
Hockend: Schmid, Gottwald, Inninger, Hügel, Schlögel, Pöppelmann,
Grötsch, S. Döbereiner. Auf dem Foto fehlen: Brunner, Gutheil, Thiele

Gegner Ergebnis Torschütze(n)

Belgien 0 : 2

Tschechien 1 : 1 Engels

Italien 4 : 2 Engels (3), Schneeweiß

Frankreich 4 : 0 Kroier (2), Engels, Grötsch

Niederlande 3 : 0 Kroier, Engels, Weiler

Österreich 1 : 0 Engels

Spanien 1 : 1 Kroier

Land Sp. g u v Tore Pkt.

1. Österreich 7 5 0 2 15 : 5 15

2. Deutschland 7 4 2 1 14 : 6 14

3. Belgien 7 3 2 2 8 : 9 11

4. Italien 7 3 1 3 9 : 10 10

5. Spanien 7 2 3 2 8 : 9 9

6. Tschechien 7 2 3 2 9 : 7 9

7. Niederlande 7 2 1 4 5 : 10 7

8. Frankreich 7 0 2 5 3 : 15 2

Ergebnisse/Torschützen der deutschen Mannschaft im Überblick

Schlusstabelle:

das deutsche Team in einer auf ho-
hem Niveau stehenden und hart um-
kämpften Partie gegen Österreich ver-
dient mit 1:0.
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wunden. Es machte sich schon wieder
Optimismus für die nächstjährige EM
in Marbella breit: „Nach zwei dritten
Plätzen bei den Turnieren 2001 und
2002 und zwei zweiten Plätzen 2003

und 2004 werden wir es nächstes Jahr
packen …“ 

Informationen über die deutsche
Notarfußballmannschaft erteilen: 

Notar Thomas Grauel, Hauzen-
berg/Wegscheid, Tel. (0 85 86) 96 24
- 0 und Notar Dr. Benno Sefrin, Hass-
loch, Tel. (0 63 24) 92 11 - 0.

16. Europäische Notarentage in Salzburg
Die vom 22. bis 24. April 2004 in

Salzburg veranstalteten Europäischen
Notarentage standen in diesem Jahr
unter der Überschrift „Basel II – Der
Notar und die Kreditbesicherung im
europäischen Umfeld“. Eine Themen-
setzung, die der veranstaltenden ös-
terreichischen Notariatskammer und
der österreichischen Notariatsakade-
mie im Vorfeld auch Kritik eingebracht
hatte, wurde sie doch von vielen Kol-
legen als abgehoben und fern der no-
tariellen Praxis empfunden. Diese Ein-
schätzung erwies sich jedoch als vo-
reilig: Den Organisatoren der fachlich
hervorragend besetzten Veranstaltung
gelang es, durch geschickt aufeinan-
der abgestimmte Vorträge aus den Be-
reichen Wissenschaft, Rechtspraxis
und Banken, Interesse für Themen zu
wecken, die sich in den kommenden
Jahren für das Notariat als zunehmend
bedeutungsvoll erweisen könnten.

Der Präsident der österreichischen
Notariatskammer Dr. Klaus Woschnak
stellte die Veranstaltung in den euro-
päischen Zusammenhang. In einer
Zeit, in der insbesondere von Seiten
der Generaldirektion Wettbewerb der
Europäischen Kommission mehr Wett-
bewerb für die freien Berufe gefordert
werde, ergebe sich für das Notariat ein
facettenreiches Bild. Einerseits sei das
österreichische Notariat im europa-
weiten Vergleich durchaus gut positio-
niert; Beispiel sei das gegenüber den
meisten anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union liberalere Kos-
tenrecht. Andererseits bestehe nach
wie vor die Notwendigkeit, den Notar-
beruf in Europa zu erklären und Ver-
ständnis für die Besonderheiten eines
staatlich gebundenen, reglementier-
ten Berufes zu schaffen. Der Beruf des

Notars sei auf das Allgemeinwohl aus-
gerichtet und stehe damit auch stell-
vertretend für die kontinentaleuropäi-
sche Rechtskultur, die nicht auf nack-
ten Wettbewerb, sondern auf soziale
Verantwortung gebaut sei. Für das No-
tariat bestünde die Schwierigkeit darin,
seine Dienstleistungsfähigkeit auszu-
bauen und durch neue Dienstleistun-
gen verstärkt auf die Wirtschaft zuzu-
gehen, ohne dabei der Rechtspflege
entfremdet zu werden. Deshalb sei es
wichtig, dass sich das Notariat den He-
rausforderungen des Themenkomple-
xes unter der Überschrift „Basel II“
stelle.

Dr. Haiden von der Wirtschafts-
kammer Österreich und Magister Itt-
ner von der österreichischen National-
bank führten in ihren Vorträgen in die
Praxis der Risikoevaluierung im Kredit-
bereich und in die Neuerungen durch
„Basel II“ ein. Besonderes Gewicht leg-
ten beide Vortragenden dabei auf die
Auswirkungen, die „Basel II“ für klei-
nere und mittlere Unternehmen
(KMU) mit sich bringt. Ausgehend von
der grundsätzlichen Überlegung, dass
die unter den bisher gültigen Stan-
dards vorherrschende Fokussierung
auf quantitative Größen wie die Ei-
genkapitalquoten von Banken als nicht
ausreichend angesehen werde, die
komplexen Geschäftsstrukturen und
die damit einhergehenden Risiken zu
erfassen, stelle „Basel II“ die Risikoe-
valuierung nunmehr auf eine breitere
Basis. „Basel II“ bringe die individuelle
Bewertung von Kreditrisiken mit sich.
Die individuelle Bonitätsbewertung er-
folge entweder durch das Rating einer
anerkannten Rating-Agentur oder über
das interne Rating-System der finan-
zierenden Bank. Hierbei würden noch

stärker als bisher Art und Qualität der
gewährten Kreditsicherheiten eine
entscheidende Rolle spielen. Dies und
die in der Struktur von „Basel II“ ange-
legte größere Bedeutung der „soft
facts“, zu denen beispielsweise die
Persönlichkeit des Unternehmers,
aber auch eine durchdachte und ab-
gestimmte Unternehmensnachfolge-
regelung zählen, eröffnen nach Hai-
den dem Notar ein neues Arbeitsfeld.
Ittner skizzierte die Rolle des Notars
als die eines Übersetzers im Dialog
zwischen Bank und Unternehmer: Da
„Basel II“ die Bedeutung der unter-
nehmensinternen Dokumentation er-
höhe, sei auch eine verstärkte Bereit-
schaft des Notariats zur interdiszipli-
nären Zusammenarbeit etwa mit Steu-
erberatern und Wirtschaftsprüfern not-
wendig. 

In seinem Vortrag „Das nationale
Recht der Sicherheiten im Spannungs-
feld zwischen Rechtstradition und eu-
ropäischer Rechtsangleichung“ berich-
tete Notar Becker, Dresden, von der
Arbeit der Forum-Gruppe Hypothekar-
kredit bei der EU- Kommission und
stellte die ersten Diskussionsergeb-
nisse in den Zusammenhang der mög-
lichen Auswirkungen auf das nationa-
le Recht der Sicherheiten und der na-
tionalen Registrierungssysteme. Notar
Becker rief als Ausgangspunkt in Erin-
nerung, dass der europäische Binnen-
markt auch für diejenigen Kredite Gül-
tigkeit habe, die durch Grundpfand-
rechte gesichert seien. Vor diesem
Hintergrund und im Zusammenhang
mit der aktuellen Diskussion zu „Basel
II“ rückten nationale Registrierungs-
systeme und die unterschiedlich aus-
geprägten Grundpfandrechte in den
Brennpunkt des Interesses. 
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In der rechtlichen Ausgestaltung
des Registerwesens gebe es erhebli-
che Unterschiede; die Skala reiche von
reinen Registrierungssystemen wie in
Skandinavien bis hin zu den „Hochsi-
cherheitssystemen“, die guten Glau-
ben vermitteln, wie etwa in Deutsch-
land. Becker erläuterte das Gebot der
Transparenz und ein striktes Prioritäts-
prinzip als wesentliche Qualitätsmerk-
male eines Registers: Es dürfe keine
Koexistenz von registrierten und nicht
registrierten Rechten geben. Becker
stellte die Diskussion um ein zusätz-
lich standardisiertes und flexibles eu-
ropäisches Grundpfandrecht („Euro-
hypothek“) vor. Wesentlich sei, dass
dieses sowohl in Hochsicherheitssys-
temen als auch in reinen Regierungs-
systemen funktioniere und es nicht zu
einem „race to the bottom“ komme:
Wenn beispielsweise ungeprüfte däni-
sche Krediterklärungen in einem
Hochsicherheitssystem eingetragen
werden könnten, bedeutete dies eine
Aufweichung der Sicherheitsstan-
dards. Becker erinnerte daran, dass
dort, wo Zivilrecht Freiheiten ermögli-
che, der Einfluss des EG-Rechts wenig
spürbar sei, wogegen dort, wo Zivil-
recht regulierend einwirke, das euro-
päische Recht regelmäßig voll durch-
greife. Becker forderte mehr Mut zur
Vertragsfreiheit im nationalen Recht
zur Erhaltung bestehender Rechtstra-
ditionen und Rechtsidentität. 

Professor Dr. Rechberger, Wien,
setzte sich in seinem Vortrag „Kredit-
sicherungsmittel – Wunsch und Wirk-
lichkeit“ mit aktuellen Fragen des ös-
terreichischen Kreditsicherungsrechts
auseinander und stellte diese Diskus-
sion in den Zusammenhang der Ent-
wicklungen, die unter der Überschrift
„Basel II“ behandelt werden. Er fragte
dabei, ob das österreichische System
der Immobiliarsicherheiten durch die
Einführung der Sicherungsgrund-
schuld ergänzt werden sollte. Insbe-
sondere in den Umschuldungsfällen
sieht Rechberger in einem nicht-ak-
zessorischen Grundpfandrecht die
Möglichkeit einer Verbesserung für Ös-
terreich. Dies gelte umso mehr als die
gerichtliche Eintragungsgebühr mit
1,2 % im internationalen Vergleich
sehr hoch sei. Allerdings sei nicht aus-
zuschließen, dass die durch die
„Wiederverwertbarkeit“ der nicht ak-
zessorischen Grundpfandrechte ent-
stehende Möglichkeit, in diesem Be-
reich Kosten zu sparen, staatlicherseits
durch einen neuen Gebührentatbe-
stand vereitelt würde. In einer Zeit, in
der der Bedarf für schnelle Kredite zu-
nehmend steige, seien Mobilität und
Übertragbarkeit ein Vorteil der Siche-
rungsgrundschuld. In diesem Zu-
sammenhang wies Rechberger darauf
hin, dass anders als in Deutschland
der vollstreckbare Notariatsakt in der
Kreditsicherungspraxis nach wie vor

eine Nebenrolle spiele. Eine Moderni-
sierung des Rechts der Grundpfand-
rechte könne auch der Vollstreckungs-
unterwerfung eine größere Bedeutung
verschaffen.

Professor Rechberger führte in die
Diskussion um die Einführung eines
Registerpfandrechts für Österreich ein.
Die geringe Qualität der durch das
Faustpfandprinzip vermittelten Publi-
zität habe zur wirtschaftlichen Bedeu-
tungslosigkeit des Faustpfands ge-
führt. In Zeiten, in denen immer mehr
Unternehmer keine Liegenschaften
mehr haben, müsse über moderne
Systemvoraussetzungen für die Belei-
hung von Mobilien verstärkt nachge-
dacht werden. Die Diskussion um Re-
gisterpfandrechte für Mobilien habe
durch die Einführung entsprechender
Systeme in den Beitrittsländern an Ak-
tualität gewonnen. Die Nichtexistenz
von besitzlosen Pfandrechten und ent-
sprechenden Registern könne sich
mittelfristig als ein Wettbewerbsnach-
teil darstellen. Diese Entwicklung kön-
ne durch „Basel II“ weiter verschärft
werden. 

Die österreichische Notariatskam-
mer hat einen Vorschlag für ein be-
sitzloses Mobiliarregisterpfandrecht
entwickelt, das Notariatskandidat Ma-
gister Sauberer, Wien, in seinem Vor-
trag vorstellte. Dieses Pfandrecht solle

Gruppenfoto vor dem Kavaliershaus Klesheim
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konstitutiv durch Registrierung entste-
hen und das Faustpfandrecht nicht er-
setzen, sondern neben dieses treten.
Als Pfandobjekte werde an Sachen
und Rechte, übertragbare Immaterial-
güterrechte, aber auch an Sachge-
samtheiten, Unternehmensanteile
und künftige Sachen gedacht. Der
Pfandbestellungsvertrag solle schrift-
lich geschlossen werden, die Regis-
trierung setze aber, wie auch bei Lie-
genschaften, eine Beglaubigung vor-
aus. Die Registerführung solle bei der
Notariatskammer liegen. Magister
Sauberer stellte einen gemeinsam mit
der Firma Siemens entwickelten Pro-
totyp einer Benutzeroberfläche für ein
mögliches künftiges Register vor. Da-
nach werde das Pfandrecht direkt vom
Notar angelegt und ins Register einge-
geben. 

Die anschließende Diskussion
zeigte, dass Professor Rechberger mit
seiner Analyse, der Teufel stecke bei

den Fragen nach dem Registermobili-
arpfandrecht im Detail, den Nagel auf
den Kopf getroffen hat: Professor Heu-
er wies auf die schwierigen Probleme
hin, die sich im Zusammenhang mit
der Erfassung von Sachgesamtheiten
ergeben. Außerdem sei das Problem
des Datenschutzes ungelöst. Notar Dr.
Kühnelt mahnte an, dass es keinesfalls
zu einer Billigversion und der Eintra-
gung per Formular kommen dürfe. Ziel
müsse es sein, über den vollstreckba-
ren Notariatsakt und eine umfassende
Information über das Pfandrecht eine
neue Kompetenz für das Notariat zu
schaffen. Notar Becker wies darauf
hin, dass gerade im Zeitalter offener
Grenzen eine nationale Insellösung
bei einem Registerpfandrecht für Mo-
bilien nur scheinbar Rechtssicherheit
vermittle. Man müsse sich der Frage
stellen, wie sich ein Mobiliarpfand-
recht auch im Ausland fortsetzen las-
se. Das „Windhundprinzip“ sei keine
erstrebenswerte Lösung. Ein Erfolg

versprechendes Mobiliarpfandrecht
müsse „grenzfest“ sein.

Der Präsident der österreichischen
Notariatsakademie Dr. Michael Um-
fahrer zog ein positives Fazit der 16.
Notarentage. Die äußerst lebhafte Dis-
kussion habe gezeigt, dass die „Be-
wusstseinsbildung“ im Notariat für die
Bedeutung des Themenkomplexes
„Basel II“ voranschreite. Die in diesem
Zusammenhang skizzierten Möglich-
keiten der Erweiterung notarieller Ar-
beitsfelder, speziell im Zusammen-
hang mit der gesellschaftsrechtlichen
Betreuung von Unternehmen und der
Beratung in Erb- und Nachfolgefragen,
stimme positiv. Aber die Veranstaltung
habe auch die vielfältigen Unzuläng-
lichkeiten und Unsicherheiten im Be-
reich des Rechts der Kreditsicherhei-
ten beleuchtet. Hier gebe es großen
Diskussions- und im Bereich des Re-
gisterpfandrechts auch Handlungsbe-
darf. TF

Tag der freien Berufe 2004 – 
Freiberuflichkeit im neuen Europa

„Die Freiberufler in Deutschland
stellen sich gerne dem Wettbewerb im
neuen Europa. Der Wettbewerb soll
dabei aber über die Leistung und über
die Qualität nicht über den Preis ge-
führt werden.“ Mit diesen Worten lei-
tete der Präsident des Bundesver-
bands der freien Berufe Dr. Ulrich Oe-
singmann den Tag der freien Berufe
2004 ein. 

MdB Dr. Wolfgang Schäuble und
der Generaldirektor Binnenmarkt der
EU-Kommission Dr. Alexander Schaub
diskutierten die Frage, wie die Zukunft
der freien Berufe in der auf 25 Mit-
gliedstaaten angewachsenen Europäi-
schen Union aussehen werde. Dr.
Schäuble entwickelte ausgehend von
der provokativen Frage, was den

Unterschied zwischen einer Ich-AG
und einem freien Beruf ausmache, die
Charakteristika und Vorzüge der freien
Berufe. Europa müsse verstehen, dass
Vielfalt und Unterschiedlichkeit
Trumpfkarten seien. Man dürfe diese
Vielfalt nicht zerstören, sondern müs-
se die zukunftsgestaltende Kraft der
Tradition in den Mitgliedstaaten nut-
zen. Das Prinzip der Freiberuflichkeit
stelle nicht nur ein erhaltenswertes
Prinzip dar, sondern biete auch gera-
de in einem wachsenden Europa mit
den Säulen Selbstverantwortung und
Selbstorganisation Antworten auf ak-
tuelle Fragen. 

Dem stimmte Dr. Schaub grund-
sätzlich zu: Der Weg in die moderne
europäische Dienstleistungsgesell-

schaft werde entscheidend von den
freien Berufen geprägt. Es dürfe auf
der anderen Seite aber nicht überse-
hen werden, dass es vor allem im Be-
reich der Beratung noch große Defizi-
te gebe. Er stellte als einen Lösungs-
ansatz der Europäischen Kommission
die beiden Richtlinienentwürfe der
Generaldirektion Binnenmarkt zur An-
erkennung von Berufsqualifikationen
und zu Dienstleistungen im Binnen-
markt vor. Die Abschaffung bestehen-
der Werbeverbote, die Einführung ei-
ner verpflichtenden Berufshaftpflicht-
versicherung und die liberale Zulas-
sung multidisziplinärer Partnerschaf-
ten böten auch Freiberuflern in
Deutschland große Chancen. Als kon-
krete Beispiele für die durch die Richt-
linie angestrebte Verwaltungsvereinfa-
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chung nannte Dr. Schaub die Einfüh-
rung einheitlicher Ansprechpartner
und elektronischer Verfahren. 

Am Nachmittag wurde in drei
Workshops unter den Titeln „Binnen-
markt – Chancen und Risiken“, „Di-
plomanerkennungsrichtlinie – Quali-
tätssicherung in Deutschland“ und
„Dienstleistungsexport – Chancen auf
internationalen Märkten“ über die De-
tailregelungen diskutiert. 

Im Workshop zur Richtlinie über
die Anerkennung von Berufsqualifika-
tionen war der Deutsche Notarverein
auf dem Podium durch seinen Präsi-
denten, Dr. Stefan Zimmermann, ver-
treten. Professor Dr. Thomas Mann
(Göttingen) führte in die Thematik des
Workshops ein und erläuterte den
rechtlichen Hintergrund, den horizon-
talen Ansatz und die wesentlichen
Punkte des Richtlinienentwurfs. Er kri-
tisierte dabei insbesondere, dass der
Richtlinienentwurf dem angestrebten
Ziel der Deregulierung wohl nicht ge-
recht werde. Zudem sei der Entwurf
kompliziert und intransparent. Die Ab-
grenzung aus Artikel 50 EGV zwischen
Niederlassung und Dienstleistung
werde verwischt. 

Vom moderierenden NJW-Chef-
redakteur Martin Huff auf die Position
des deutschen Notariats zur Richtlinie

angesprochen, skizzierte Dr. Zimmer-
mann das Berufsbild des Notars latei-
nischer Prägung als Träger eines öf-
fentlichen Amtes. Der „hohe Regulie-
rungsgrad“ des Notarberufs, wie ihn
auch die Europäische Kommission in
ihrem Wettbewerbsbericht kritisiert
habe, sei damit zu erklären, dass der
Notar – anders als ein Arzt oder
Rechtsanwalt – keine freiberufliche
Dienstleistung anbiete, sondern funk-
tional Teil der freiwilligen Gerichtsbar-
keit sei. Dr. Zimmermann erläuterte,
dass Artikel 45 des EG-Vertrages für
diejenigen Tätigkeiten, die die Ausü-
bung öffentlicher Gewalt beinhalten,
eine Bereichsausnahme vorsehe, die
auch für den Notar als Träger eines öf-
fentlichen Amtes gelte. Die Richtlinie
über die Anerkennung von Berufsqua-
lifikationen finde dementsprechend
keine Anwendung auf Notare. Es sei
nur folgerichtig, wenn das Europäische
Parlament dies im Richtlinientext aus-
drücklich klarstellen wolle. Der Deut-
sche Notarverein wende sich aus-
drücklich gegen die Position der Euro-
päischen Kommission, die den Ver-
such unternehme, den hoheitlichen
Charakter der notariellen Tätigkeit in
Frage zu stellen und eine Zweiteilung
in einen hoheitlichen und einen nicht
hoheitlichen Teil propagiere.

In der Podiumsdiskussion zu dem
Titel „Binnenmarkt – Chancen und Ri-
siken“ war die Bundesnotarkammer
durch ihren Vizepräsidenten Dr. Hans-
Christoph Schüller vertreten. Dr.

Schüller hob in der Diskussion hervor,
dass der Bedarf an grenzüberschrei-
tenden vollstreckbaren Urkunden im
europäischen Binnenmarkt immer
größer werde. Die notarielle Urkunde
stelle ein effizientes und bürger-
freundliches Instrumentarium auch
und gerade auf gesamteuropäischer
Ebene dar. Dr. Schüller erläuterte,
dass die Dienstleistungsrichtlinie für
den Notar als Amtsträger aufgrund der
Bereichsausnahme des Art. 45 EGV
nicht anwendbar sei. 

Im Nachmittagsplenum skizzierte
der parlamentarische Staatssekretär
Dr. Alfred Hartenbach, der für die kurz-
fristig verhinderte Justizministerin ein-
sprang, am Beispiel der rechtsbera-
tenden Berufe die „Zukunft der freien
Berufe in Europa im Spannungsfeld
zwischen Dienstleistungsfreiheit und
Gemeinwohlverpflichtung“. Dr. Har-
tenbach erläuterte in seinem Referat,
dass die Tätigkeit der Notare in
Deutschland hoheitlicher Natur sei.
Auf einer „Skala“ zwischen der Dienst-
leistungsfreiheit und der Gemeinwohl-
verpflichtung liege beim Notar ein-
deutig der Akzent auf dem Gemein-
wohl: Seine qualitativ hochwertige
und unparteiische Beratung diene der
Rechtspflege, der Rechtssicherheit
und damit der Allgemeinheit. Die
Bundesregierung werde sich deshalb
im Rat dafür einsetzen, dass Notare
aus der Dienstleistungsrichtlinie aus-
drücklich ausgenommen werden. 

Der rechtspolitische Sprecher der
EVP-Fraktion im Europäischen Parla-
ment Klaus-Heiner Lehne begann sein
Referat mit der Beobachtung, dass bei
einer parallelen Lektüre des Entwurfs
der Dienstleistungsrichtlinie und des
Wettbewerbsberichts auffalle, dass die
beiden Dokumente an mehreren Stel-
len inhaltlich widersprüchlich seien.
Unter dem derzeitigen Kommissions-
präsidenten Prodi habe sich die Kom-
mission immer weiter vom kollegialen
Prinzip entfernt; derzeit mache dort je-
der, was er wolle. Der Wettbewerbs-
bericht überzeuge insgesamt nicht:
Wer wie dort den skrupellosen Berufs-
träger zum Maßstab machen wolle,

Alfred Hartenbach, Parlamenta-
rischer Staatssekretär im Bundes-
ministerium der Justiz

Klaus-Heiner Lehne, MdEP
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Der Bundesrat hat in seiner Sitzung
am 2.4.2004 beschlossen , den „Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung der
Grundbuchordnung und anderer Ge-
setze“, BR-Drs. 184/04, im Deutschen
Bundestag einzubringen. 

Mit dem Gesetzesantrag soll im
Bundesrecht eine Öffnungsklausel ge-
schaffen werden, die es den Ländern
ermöglicht, die bisher bei den Amts-
gerichten angesiedelten Grundbuch-
ämter und die bei den Landkreisen
und Oberbürgermeistern bestehen-
den Katasterämter zu einer neu ein-
zurichtenden Bodenmanagement-Be-
hörde zusammenzufassen. Allerdings
soll sich das Grundbuchverfahren vor
der Bodenmanagement-Behörde
weiterhin in entsprechender Anwen-
dung nach den Verfahrensregeln der
freiwilligen Gerichtsbarkeit richten.
Auch der Rechtsweg zu den ordent-
lichen Gerichten soll für diesen Fall be-
stehen bleiben.

Der Deutsche Notarverein lehnt
den Gesetzesvorschlag, der auf eine
Initiative der Hessischen Landesregie-
rung zurückgeht, ab und hat dies
gegenüber dem Bundesrat und der
Bundesregierung deutlich gemacht.

Der Ansatz, das rein technische Ka-
taster mit dem rein rechtlichen Grund-
buchamt zusammenzulegen, wider-
spricht dem grundgesetzlichen Gewal-
tenteilungsgrundsatz und lässt nach
Ansicht des Deutschen Notarvereins
eine verfehlte Vorstellung effizienter
Staatsorganisation erkennen – er gli-
che der Idee, die Zuständigkeiten der
Polizei zur Verkehrsüberwachung bei
den Herstellern von Verkehrsampeln
zu bündeln. 

Die Forderung nach der Zu-
sammenlegung von Kataster und
Grundbuchamt würde rechtshistorisch
einen Zustand schaffen, der typisch für
die sozialistischen Unrechtssysteme
war und der für Deutschland durch die
deutsche Einigung längst überwunden
schien. Seit 1952 waren z. B. in der
DDR die Entscheidungen über Grund-
bucheintragungsanträge keine in der
Zuständigkeit der Gerichte liegenden
Angelegenheiten, sondern Verwal-
tungsverfahren in der Aufsicht des Mi-
nisters des Inneren – und damit Teil
der nach dem Prinzip des Zentra-
lismus ausgerichteten einheitlichen
Staatsgewalt. Vor dem Hintergrund
des in der DDR kaum relevanten
Grundeigentums war dies nicht über-

raschend; für das vereinigte Deutsch-
land erscheint ein solches System da-
gegen undenkbar. 

Der Deutsche Notarverein hat in
den neuen Ländern und auch in den
Reformstaaten des früheren Ostblocks
den Übergang zu einer funktionieren-
den Ordnung des Grundeigentums
von Beginn an begleitet und unter-
stützt. Nun, nachdem die Grundbuch-
und Katasterämter in den neuen Län-
dern bereits seit einiger Zeit gut funk-
tionieren, strebt ausgerechnet eine
CDU-geführte Landesregierung die
Rückkehr zum sozialistischen System
für Gesamtdeutschland an. Während
in allen Reformstaaten Osteuropas
nach dem Ende des Sozialismus funk-
tionierende Grundbücher nicht zuletzt
mit deutscher Unterstützung (auch
der Deutsche Notarverein hat sich
hieran beteiligt) eingeführt worden
sind, würde sich ausgerechnet das
deutsche Vorbild vom eigenen Er-
folgsmodell verabschieden.

Auch gibt es für die Verschmelzung
der Systeme keine sachlichen Gründe.
Wenn der Gesetzentwurf davon
spricht, dass durch die flächendecken-
de Digitalisierung von Kataster- und

Zusammenlegung von Grundbuchamt 
und Katasterbehörde – Bodenmanagementbehörde

könne gleich das gesamte Berufsrecht
ins Strafgesetzbuch integrieren. Für
Deutschland seien die Ausführungen
im Wettbewerbsbericht zu Gebühren-
ordnungen angesichts der gefestigten
Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs nicht von entscheiden-
der Bedeutung. 

Die Dienstleistungsrichtlinie hinge-
gen biete auf der Grundlage der Recht-
sprechung des EuGH im Großen und
Ganzen maßvolle Eingriffe und stelle
insgesamt einen vernünftigen Ansatz
dar. Lehne wies ausdrücklich darauf
hin, dass man die Tätigkeit von Frei-
beruflern nicht mit der gewerblichen

Tätigkeit anderer Dienstleister über ei-
nen Kamm scheren dürfe. Freiberufler
seien in vielen verschiedenen Funktio-
nen auch ein Teil der Daseinsvorsorge.
Lehne erläuterte, dass, angesichts der
Ausübung hoheitlicher Tätigkeit durch
Notare lateinischer Prägung, diese
nicht in den Anwendungsbereich der
Dienstleistungsrichtlinie fielen. Er ver-
wies wie auch schon die Vertreter des
Notariats in den Workshop-Veranstal-
tungen auf die Regelung in Artikel 45
EG-Vertrag und auf die Entschließung
des Europäischen Parlaments vom 08.
Januar 1994, in der dies klargestellt
worden sei. In der Konsequenz sollten
deshalb Notare vom Anwendungsbe-

reich der Dienstleistungsrichtlinie klar-
stellend ausgenommen werden. 

Dr. Oesingmann schloss die Ver-
anstaltung mit einem Resümee, in
dem er auf die verschiedenen aufge-
zeigten Risiken aber auch auf die
Chancen, die das neue Europa für die
Freiberufler mit sich bringe, verwies.
Es sei von großer Bedeutung, dass
Freiberufler sich auf Europa einließen,
ihre Arbeit und ihr Berufsrecht  immer
wieder kritisch hinterfragten: Die deut-
schen Freiberufler seien dazu bereit,
Europa mitzugestalten. TF
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Grundbuchdaten eine Verschmelzung
der beiden Bereiche sinnvoll sei, so ist
doch gerade das Gegenteil der Fall:
Solange noch keine einheitliche und
ortsunabhängig verfügbare Daten-
struktur bestand, hätte eine Zu-
sammenlegung Sinn gemacht, damit
beide Bereiche auf die gleiche „Pa-
pierakte“ hätten zugreifen können.
Gerade dieses Problem wird durch die
bald abgeschlossene Digitalisierung
entfallen.

Um den in der Gesetzesbegrün-
dung skizzierten „Geodatenverbund“
herzustellen, der als Informationssys-
tem den „Nutzern über ein Eingangs-
portal in logisch strukturierter Form
sämtliche grundstücksbezogenen
Fachdaten zur Verfügung“ stellen soll,
bedarf es nämlich in der Tat nur eines:
der Vernetzung der ohnehin digital
vorliegenden Daten und der Erstellung
eines – virtuellen – Eingangsportals,
nicht jedoch einer örtlichen und orga-
nisatorischen Zusammenlegung der
beiden existierenden und funktionie-
renden Einrichtungen. Denn jenseits
der Datenbereitstellung gibt es keiner-
lei inhaltliche Überschneidung der Tä-
tigkeiten des (rechtlich hochspeziali-
sierten) Rechtspflegers im Grund-
buchwesen und des (technisch ver-
sierten) Mitarbeiters im Katasteramt.
Wo es aber keine Überschneidungen
gibt, kann es durch eine Zusammen-
legung von Zuständigkeiten auch kei-
ne Synergieeffekte geben – und damit
keine Ersparnisse.

Die finanziellen Folgen einer Zu-
sammenlegung wären, wie die Ent-
wurfsbegründung selbst erkennen
lässt, im Übrigen kaum abschätzbar.
Nebulös spricht diese von „zu erwar-
tenden Synergieeffekten“ und „noch
nicht bezifferbaren Rationalisierungs-
gewinnen“, deren Existenz stark ange-
zweifelt werden darf – im Gegensatz
zu den ebenfalls unspezifizierten
„Kosten für die Umstrukturierung der
betroffenen Geschäftsbereiche“, die
mit Sicherheit hoch ausfallen werden.

So müsste etwa zur Ersetzung der exis-
tierenden und bestens ausgebildeten
Rechtspfleger eine komplett neue
Ausbildung für die Verwaltungsbeam-
ten und Angestellten aufgebaut wer-
den, die sich nach Auffassung des
Landes Hessen in Zukunft um das Bo-
denmanagement kümmern sollen. 

Bedenkt man weiterhin, dass es
schon aus Gründen der Gewaltentei-
lung bei der Unterscheidung zwischen
der freiwilligen Gerichtsbarkeit für das
Grundbuchverfahren und der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit für das Kataster-
wesen bleiben muss und soll, würde
eine einheitliche Großbehörde den
Bürger eher verwirren. Der modische
Begriff der „Bodenmanagement-Be-
hörde“ lässt vielmehr den Verdacht
aufkommen, es handele sich um ei-
nen typischen Change-Management-
Vorschlag von Unternehmensberatern,
die notgedrungen immer das vor-
schlagen müssen, was sich vom Ist-Zu-
stand unterscheidet. Gäbe es die von
Hessen beabsichtigte Großbehörde
bereits, würden solche Berater ver-
mutlich empfehlen, zur Steigerung der
Effizienz und Transparenz eine Auftei-
lung in technisches Kataster und recht-
liches Grundbuch vorzunehmen, de-
ren Daten zur optimalen Information
des Bürgers elektronisch zu verbinden
seien. 

So wenig Sinn es also macht, dass
die Ampelhersteller den Verkehr kon-
trollieren, so wenig Sinn macht es,
nach Auffassung des Deutschen No-
tarvereins, die Grundbuchführung
dem Katasteramt zuzuweisen. Wichtig
ist, dass die Ampeln stehen und funk-
tionieren, so dass die Verkehrspolizei
ihrer – rechtlich relevanten – Tätigkeit
nachgehen kann. Ebenso wichtig ist,
dass Grundstücke katastermäßig zügig
erfasst und Änderungen (etwa Teilun-
gen) schnellstmöglich durchgeführt
und die Daten dem Grundbuchamt
übermittelt werden. Dafür bedarf es
keiner Zusammenlegung der Zustän-
digkeiten, sondern allenfalls der wei-

teren Verbesserung der Kommunika-
tion zwischen den völlig unterschied-
lichen Tätigkeitsbereichen und der Be-
reitstellung dieser Daten für Bürger
und Notare durch ein einheitliches
Portal. Dies würde der Deutsche No-
tarverein uneingeschränkt begrüßen.
Jede Form der Zusammenlegung hin-
gegen wäre ein Schritt zurück in über-
wunden geglaubte Zeiten sozialisti-
scher Zentralisierung mit hohen Kos-
ten und geringer Effizienz. 

Unterdessen hat auch die Bundes-
regierung zu dem Gesetzentwurf ab-
lehnend Stellung genommen (BT-Drs.
15/3148). In ihrer Stellungnahme
führt sie aus, dass der Gesetzentwurf
aus grundbuchrechtlicher Sicht auf er-
hebliche Bedenken stoße. Die be-
haupteten Synergieeffekte seien sehr
fraglich, da eine Zusammenlegung von
Grundbuch und Kataster nicht zu einer
Entlastung führten, sondern lediglich
zu einer Verlagerung der Arbeit. Die Er-
fahrungen in der ehemaligen DDR hät-
ten zudem gezeigt, dass sowohl der
Qualitätsstandard des Grundbuchs als
auch der des Katasters bei der ein-
heitlichen Führung durch die Liegen-
schaftsdienste nicht gehalten werden
konnte. Der zur Begründung der Zu-
sammenlegung angeführte Aufbau ei-
nes umfassenden Informationssys-
tems durch die Verschmelzung der Da-
ten des elektronischen Liegenschafts-
katasters und des ebenfalls elektroni-
schen Grundbuchs sei bereits jetzt
rechtlich zulässig. Zudem würde die
Einheitlichkeit des Grundbuchwesens
aufgegeben und damit ein wichtiger
Teilbereich der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit im Bundesgebiet ge-
fährdet. Auch die beabsichtigten Än-
derungen des Rechtspflegergesetzes
stoßen auf Bedenken der Bundesre-
gierung.

Der Deutsche Notarverein wird das
weitere Gesetzgebungsverfahren be-
obachten und seiner Auffassung auch
gegenüber dem Deutschen Bundes-
tag Gehör verschaffen. JJ/TS
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1. UMSATZSTEUERRECHT-
LICHE NEUREGELUNG

Bereits mit Wirkung zum 1. Januar
2004 trat eine Änderung zur Möglich-
keit der Umsatzsteueroption nach § 9
Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes
(UStG) in Kraft. Nach der bisherigen
Regelung kann der Verkäufer eines
Grundstückes auf die grundsätzlich
nach § 4 Nummer 9 Buchstabe a UStG
bestehende Umsatzsteuerbefreiung
des Grundstücksgeschäftes verzichten
und den Umsatz als steuerpflichtig be-
handeln, wenn der Verkauf an einen
anderen Unternehmer für dessen
Unternehmen ausgeführt wird. Die
Ausübung dieser Option war bisher
durch einfache und formlose Erklä-
rung möglich und ergab sich regelmä-
ßig konkludent daraus, dass im Grund-
stückskaufvertrag vereinbart wurde,
dass der Käufer zusätzlich zum (Net-
to-)Kaufpreis Umsatzsteuer zu zahlen
hat. Aufgrund des Haushaltsbegleitge-
setzes2 vom 29. Dezember 2003 wur-
de in § 9 Absatz 3 UStG ein Satz 2 ein-
gefügt, wonach dieser Verzicht auf die
Steuerbefreiung bei Umsätzen, wel-
che unter das Grunderwerbsteuerge-
setz fallen, nur noch in dem notariell
zu beurkundenden Vertrag erklärt wer-
den kann. Die Ausübung der Option ist
nach dieser Regelung eine einseitige
Erklärung des Verkäufers.

Die zweite wichtige Änderung im
Umsatzsteuergesetz ist der Wechsel
der Umsatzsteuerschuldnerschaft (Re-
verse Charge) nach § 13 b Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 und § 13 b Absatz 2
Satz 1 UStG. Der bereits im Haus-
haltsbegleitgesetz vom 29. Dezember
2003 vorgesehenen Neufassung des
§ 13 b UStG hat der Rat der Europäi-
schen Union mit seiner Entscheidung
vom 30. März 2004 zugestimmt und

die Bundesregierung ermächtigt, mit
Wirkung vom 1. April 2004 die Um-
satzsteuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers (Käufer) für die Lie-
ferung von Grundstücken einzuführen,
sofern der Lieferer (Verkäufer) für die
Besteuerung des Umsatzes optiert
hat.

Grund für diese Gesetzesände-
rung, welche ebenso für bestimmte
Fälle der Erbringung von Bauleistun-
gen an einen Steuerpflichtigen gilt
(§ 13 b Absatz 1 Satz 1 Nummer 4
i.V.m. Absatz 2 Satz 2 UStG), waren
die in diesen Bereichen zu verzeich-
nenden beträchtlichen Steuerausfälle,
die dadurch entstanden, dass die
Steuer in der Rechnung offen ausge-
wiesen, jedoch nicht an den Fiskus ab-
geführt wurde. Der Leistungsempfän-
ger konnte so seinen Vorsteuerabzug
geltend machen, während der steuer-
pflichtige Leistende sich seiner Steu-
erpflicht entzog bzw. die Umsatzsteu-
er bei ihm uneinbringlich war. Mit dem
Wechsel der Steuerschuldnerschaft er-
hofft sich der Gesetzgeber nun eine
Erhöhung und zugleich Erleichterung
der Einziehung seiner Steuereinnah-
men.

Zugleich werden mit dieser Neure-
gelung eine Reihe von Problemen bei
der Abwicklung von Umsatzsteuerzah-
lungen bei Grundstücksgeschäften
künftig vermieden. Besonders misslich
war beispielsweise die Situation, dass
der Kaufpreis in Höhe der Steuer-
schuld durch Abtretung des Vorsteuer-
vergütungsanspruches des Käufers für
den Anmeldezeitraum erfüllt wurde,
sich danach herausstellte, dass kein
Vergütungsanspruch in dieser Höhe
bestand und der Verkäufer von der Fi-
nanzverwaltung in Anspruch genom-
men wurde. Diese Situation war nicht
nur für die Parteien des Kaufvertrages,

sondern auch für den beurkundenden
Notar mit einem hohen (Haftungs-)
Risiko verbunden. In diesem Zu-
sammenhang sei nur auf die aktuelle
Entscheidung des Bundesgerichtsho-
fes zur Haftung des Notars für Fehler
beim Vollzug des Kaufvertrages hinge-
wiesen, wenn der mit der Überwa-
chung der Eigentumsumschreibung
beauftragte Notar den Umschrei-
bungsantrag beim Grundbuchamt vor
Wirksamkeit der Abtretung des Steuer-
vergütungsanspruches des Käufers an
den Verkäufer gestellt hat3. Diese Pro-
bleme bei der Gestaltung und Abwick-
lung von Grundstückskaufverträgen
sind nunmehr entfallen. Nach der jetzt
geltenden Fassung des § 13 b Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 und Absatz 2 Satz 1
UStG muss die Umsatzsteuer immer
vom Käufer gezahlt werden, der zu-
gleich Vorsteuervergütungsberechtig-
ter ist, wenn er das Grundstück für
steuerpflichtige Umsätze verwendet. 

Geltung hat diese Regelung nur,
wenn es sich um Umsätze zwischen
zwei umsatzsteuerpflichtigen Parteien
handelt. Voraussetzung für ein Ein-
greifen des Wechsels ist zudem, dass
es sich um ein Geschäft über die Lie-
ferung eines Grundstückes, d.h. typi-
scherweise um einen Grundstücks-
kauf, handelt und der Verkäufer des
Grundstücks sich entschieden hat, die-
sen Umsatz als steuerpflichtig zu be-

1 Der nachstehende Beitrag war Teil ei-
nes Vortrags, den die Verfasserin zu
dem Thema „Neue Entwicklungen –
aktuelle Fragen im Notariat“ anlässlich
der Frühjahrstagung der Arbeitsge-
meinschaft Anwaltsnotariat im DAV am
23./24. April 2004 in Frankfurt am
Main gehalten hat.

2 Art. 14 des Haushaltsbegleitgesetzes
vom 29.12.2003, BGBl. 2003, Seite
3076.

3 BGH DStR Heft 5/2004, S. 191 ff.

Auswirkungen der Änderung der Umsatzsteuer-
schuldnerschaft bei Grundstückskaufverträgen 
für die notarielle Vertragsgestaltung1

Elke Holthausen-Dux, Rechtsanwältin und Notarin, Berlin
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handeln. Auslöser für die Umsatzsteu-
erpflicht ist somit nach wie vor die Op-
tion des Verkäufers. Mit Ausübung der
Option entsteht die Umsatzsteuer-
pflicht des Käufers. Aufgrund der
gleichzeitigen Neuregelung hinsicht-
lich der Ausübung der Steueroption in
§ 9 Absatz 3 Satz 2 UStG muss diese
Option, um wirksam zu sein, bereits im
notariellen Grundstückskaufvertrag er-
klärt werden. Wird die Ausübung der
Option in den notariellen Kaufvertrag
aufgenommen und damit wirksam,
treten die Wirkungen nach § 13 b Ab-
satz 1 Nr. 3 und Absatz 2 Satz 1 UStG
automatisch ein. Damit hat die Option
des Verkäufers wesentliche Bedeu-
tung für die Parteien des Grund-
stückskaufvertrages. Aufgrund der seit
dem 1. Januar 2004 zwingend einzu-
haltenden Form für die Option nach
§ 9 Absatz 3 Satz 2 UStG entsteht für
den Käufer eine begrüßenswerte Klar-
heit hinsichtlich seiner Umsatzsteuer-
schuld.

Insgesamt führen diese Neurege-
lungen zu erheblichen Vereinfachun-
gen von Grundstückskaufverträgen mit
Umsatzsteueroption. Auf komplizierte
Sicherungen und Regelungen mit Um-
satzsteuerabtretung kann in Zukunft
verzichtet werden. Für den beurkun-
denden Notar erfordern diese Geset-
zesänderungen zugleich eine Neuge-
staltung der Vertragsentwürfe bei Im-
mobilientransaktionen. Dies gilt ein-
mal im Hinblick auf künftige Geschäf-
te, muss aber unter Umständen auch
für bereits abgeschlossene Verträge
berücksichtigt werden.

2. Anpassung von Vertrags-
klauseln

Grundsätzlich obliegen dem Notar
– von wenigen Ausnahmen abgese-
hen – keine Belehrungs- und Bera-
tungspflichten in steuerrechtlicher
Hinsicht. Da nach neuer Rechtslage je-
doch die Umsatzsteueroption im
Grundstückskaufvertrag enthalten sein
muss, lässt sich eine Einbeziehung
dieser Problematik in die notarielle
Vertragsgestaltung praktisch nicht ver-

meiden. Jeder Notar wird sich daher
mit den Grundsätzen der neuen Re-
gelung vertraut machen und den Par-
teien eine handhabbare Regelung für
die Abwicklung eines Grundstücks-
kaufvertrages mit Option zur Umsatz-
steuer anbieten müssen. 

Dieser Kurzbeitrag enthält im An-
hang einen Formulierungsvorschlag
für eine Umsatzsteuerregelung in ei-
nem Grundstückkaufvertrag mit Op-
tion zur Umsatzsteuer. 

In Ziffer 1 dieses Formulierungs-
vorschlags erfolgt die ausdrückliche
Erklärung des Verkäufers, die Option
gemäß § 9 Absatz 1 UStG auszuüben.
Zugleich verpflichtet sich der Verkäu-
fer, diese Option nicht zu widerrufen.
Diese Verpflichtung dient dem Inte-
resse des Käufers am Bestand der Op-
tionsentscheidung des Verkäufers.
Hintergrund ist, dass nach dem Wort-
laut des § 9 Absatz 3 Satz 2 UStG zwar
der Verzicht auf die Umsatzsteuerbe-
freiung in den notariellen Kaufvertrag
aufzunehmen ist, eine Rücknahme
dieser Option jedoch nicht zwingend
ebenfalls durch eine Änderung des
Kaufvertrages erfolgen muss. Der Ver-
käufer könnte daher nach Vertrags-
schluss seine einseitige Erklärung zur
Ausübung der Umsatzsteueroption zu-
rücknehmen. 

Zusätzlich wird in Ziffer 1 die
Pflicht des Verkäufers geregelt, die
Ausübung der Option den zuständigen
Finanzbehörden zu melden. Der Käu-
fer ist hierüber zu informieren. Hilfs-
weise hat der Käufer für den Fall, dass
der Verkäufer seiner Mitteilungspflicht
nicht oder nicht rechtzeitig nach-
kommt, das Recht seinerseits die Mit-
teilung zu veranlassen. Diese Mittei-
lungspflichten dienen zunächst dazu,
die Information der Finanzbehörden
über das umsatzsteuerpflichtige Ge-
schäft sicherzustellen. 

Ziffer 2 des Formulierungsvor-
schlags regelt anschließend die Rech-
nungslegung durch den Verkäufer. Im
Unterschied zur früheren Rechtslage
ist dabei trotz der ausgeübten Option
die Rechnung ohne Umsatzsteueraus-

weis zu stellen und der Käufer zugleich
auf seine Steuerschuldnerschaft
gegenüber dem Finanzamt hinzuwei-
sen. Zum ausdrücklichen Hinweis auf
die Steuerschuldnerschaft des Käufers
in der Rechnung des Verkäufers ist der
Verkäufer gemäß § 14 a Absatz 5 Satz
2 UStG verpflichtet. Die Bestimmung
in § 14 Absatz 4 Ziffer 8 UStG über den
gesonderten Steuerausweis findet im
Fall des § 13 b UStG keine Anwen-
dung. Der Verkäufer ist daher nicht
zum Ausweis der Umsatzsteuer in sei-
ner Rechnung berechtigt und muss
den tückischen § 14 c Absatz 2 UStG
beachten. Nach § 14 c Absatz 2 Satz 1
UStG haftet der Verkäufer für einen
unberechtigt ausgewiesenen Steuer-
betrag in der Rechnung. Eine Berichti-
gung dieses Steuerbetrages ist gemäß
§ 14 c Absatz 2 Satz 3 UStG nur mög-
lich, wenn die Gefährdung des Steu-
eraufkommens beseitigt ist. Dies ist
der Fall, wenn der Vorsteuerabzug
beim Käufer nicht durchgeführt oder
die geltend gemachte Vorsteuer an
das Finanzamt zurückgezahlt wurde.
Ob diese Voraussetzungen vorliegen,
hängt damit vom Käufer des Grund-
stückes ab. Der Verkäufer trägt das In-
solvenzrisiko des Käufers, wenn er in
seiner Rechnung unberechtigterweise
Umsatzsteuer ausweist. Dem Verkäu-
fer eines Grundstückes ist angesichts
dieses Risikos dringend zu raten, die
Rechnung in seinem eigenen Interes-
se ohne Umsatzsteuerausweis zu stel-
len.

Zur Klarstellung und zum Schutz
vor einer noch nicht bei Vertragsunter-
zeichnung gewollten Fälligkeit der Um-
satzsteuer stellen die Vertragsparteien
in Ziffer 2 ausdrücklich klar, dass der
Grundstückskaufvertrag selbst noch
keine Rechnung im Sinne des § 14 Ab-
satz 4 des UStG darstellt.

Die Ziffern 3, 4 und 5 des Formu-
lierungsvorschlags enthalten notarielle
Belehrungen. Hierzu gehören die tat-
bestandlichen Voraussetzungen für
die wirksame Ausübung der Umsatz-
steueroption und ihre rechtlichen Fol-
gen. Weiterhin enthalten die Ziffern 3
und 4 die entsprechenden Erklärun-
gen der Parteien, dass in ihrem Fall alle
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erforderlichen Voraussetzungen vor-
liegen. 

In den Ziffern 3 und 4 werden die
Parteien darüber belehrt, dass eine
Umsatzsteuerschuld nur besteht,
wenn der Verkäufer die entsprechen-
de Option wirksam erklärt hat. Not-
wendig hierfür ist neben der Options-
ausübung im Grundstückskaufvertrag,
dass der Verkäufer Unternehmer im
Sinne des § 2 UStG ist und die Grund-
stücksveräußerung im Rahmen seines
Unternehmens ausführt, ohne dass
eine Betriebsveräußerung nach § 1
Absatz 1 a UStG vorliegt. Daneben
muss auch der Käufer die Unterneh-
mereigenschaft besitzen und eben-
falls das Grundstück für sein Unter-
nehmen erwerben. Beide Parteien
sollten über die inhaltliche Bedeutung
der gesetzlichen Bestimmungen auf-
geklärt werden. Anschließend erklären
Käufer und Verkäufer, jeweils Unter-
nehmer im Sinne des Umsatzsteuer-
gesetzes zu sein und das Grundstück
für ihr Unternehmen zu kaufen bzw. zu
verkaufen.

Hinsichtlich der Rechtsfolgen einer
wirksamen Optionsausübung belehrt
der Notar in Ziffer 5 über den Wechsel
der Steuerschuldnerschaft und erläu-
tert für den steuerpflichtigen Käufer
die Bemessungsgrundlage der Um-
satzsteuer. Bemerkenswert ist, dass
die Umsatzsteuer im Gegensatz zur
früheren Rechtslage nicht mehr zur
Bemessungsgrundlage für die Grund-
erwerbsteuer rechnen dürfte, weil die
Umsatzsteuer nicht mehr Teil der vom
Käufer zu erbringenden Gegenleistung
(Kaufpreis) ist, sondern vom Käufer
unmittelbar gegenüber den Finanzbe-
hörden geschuldet wird.

Dieser Auffassung sind – wie in-
zwischen bekannt wurde – auch die
obersten Finanzbehörden des Bundes
und der Länder. Die anders lautenden
Erlasse aus dem Jahr 1984 (z. B. FMS
vom 13. Dezember 1984 – 37 –
S 4521 – 7/37 – 33825) sollen auf-
gehoben und die nachgeordneten Be-
hörden entsprechend informiert wer-
den.

3. Umsatzsteuer als
Bestandteil des Geschäfts-
wertes für die Bemessung
der Notarkosten

Da die Umsatzsteuer nach neuer
Rechtslage nicht mehr Teil der vom
Käufer geschuldeten Gegenleistung
ist, muss sie – im Gegensatz zur frü-
heren Rechtslage – bei der Berech-
nung des Geschäftswertes für die Be-
messung der Beurkundungsgebühr
außer Ansatz bleiben. Da die Option
des Verkäufers zur Umsatzsteuer ge-
mäß § 9 Absatz 3 Satz 2 UStG jedoch
ausdrücklich und zwingend im nota-
riell zu beurkundenden Grundstücks-
kaufvertrag erfolgen muss, kommt für
die Protokollierung dieser einseitigen
Erklärung grundsätzlich eine 10/10
Gebühr gemäß § 36 Absatz 1 Kosten-
ordnung (KostO) in Betracht, für die
als Geschäftswert der auf Grund der
Optionsausübung des Verkäufers vom
Käufer geschuldete Umsatzsteuerbe-
trag anzusetzen sein dürfte. Gegen-
standsgleichheit mit dem Grund-
stückskaufvertrag dürfte dabei nicht
gegeben sein, da die Umsatzsteuer
und die Option dazu gerade nicht im
Leistungsaustausch der Parteien eines
Grundstückskaufvertrages enthalten
sind. Die Gebühr nach § 36 Absatz 1
KostO sowie die 20/10 Gebühr nach
§ 36 Absatz 2 KostO für die Beurkun-
dung des Grundstückskaufvertrages
wären dann gemäß § 44 Absatz 2
Buchstabe b) KostO zu vergleichen
mit einer 20/10 Gebühr aus dem zu-
sammengerechneten Wert beider
Gegenstände. Maßgeblich ist die für
den Kostenschuldner günstigere Be-
rechnungsmethode. Bei hohen
Grundstückskaufpreisen dürfte es da-
her auf Grund der Degression der Ge-
bührentabelle vermutlich dabei blei-
ben, dass bei Option des Verkäufers
zur Umsatzsteuer im Grundstücks-
kaufvertrag eine 20/10 Beurkun-
dungsgebühr vom Bruttokaufpreis an-
zusetzen ist.

4. Übergangsregelungen

Die gesetzliche Neuregelung zur
Ausübung der Umsatzsteueroption

nach § 9 Absatz 1 UStG ist mit Wirkung
zum 1. Januar 2004 in Kraft getreten.
Aufgrund eines redaktionellen Verse-
hens bei der Bekanntmachung des Ar-
tikel 29 Absatz 2 des Haushaltsbe-
gleitgesetzes ergab sich aus der Veröf-
fentlichung des Gesetzes, dass die
Neuregelung des § 9 Absatz 3 Satz 2
UStG erst mit Beginn des Kalender-
vierteljahres nach Veröffentlichung der
Entscheidung des Rates der Europäi-
schen Union in Kraft treten sollte. Die
Berichtigung wurde am 17. Januar
2004 veröffentlicht4. Für Verträge, die
bis zum 17. Januar 2004 geschlossen
wurden, ist nach einer Übergangsre-
gelung des Bundesministeriums der
Finanzen vom 31. März 2004 die An-
wendung des alten Rechtes nicht zu
beanstanden.

Für die zum 1. April 2004 wirksam
gewordene Änderung der Umsatz-
steuerschuldnerschaft existiert keine
Übergangsbestimmung im Gesetz. In
einem Schreiben vom 31. März 2004
(AZ: IV D 1 – S 7279 – 107/04) an
die obersten Finanzbehörden der Län-
der hat das Bundesministerium der Fi-
nanzen jedoch eine Übergangsrege-
lung erlassen. Danach ist es nicht zu
beanstanden, wenn die Vertragspart-
ner bei steuerpflichtigen Grundstücks-
käufen, die zwischen dem 1. April
2004 und dem 30. Juni 2004 ausge-
führt werden, noch von einer Steuer-
schuldnerschaft des leistenden Ver-
käufers ausgehen. Voraussetzung ist,
dass der Vertrag bis zum 30. Juni ab-
gewickelt ist, was im Einzelfall nicht si-
cher vorhergesehen werden kann.
Kann dieser Abwicklungstermin nicht
eingehalten werden, ist nach dem 30.
Juni 2004 der Käufer alleiniger Steu-
erschuldner. Zudem gilt diese Über-
gangsregelung nur, wenn der Umsatz
vom Verkäufer in zutreffender Höhe
versteuert wird. Zahlt der Verkäufer die
Umsatzsteuer nicht ordnungsgemäß,
ist die Übergangsregelung unanwend-
bar. Folge ist die Steuerschuldner-
schaft des Käufers nach der neuen ge-

4 Berichtigung des Haushaltsbegleitge-
setzes vom 17.01.2004, BGBl. 2004,
Seite 69.



57

notar info

setzlichen Regelung. Der Käufer haftet
somit bei Anwendung dieser Über-
gangsregelung für die Zahlung des
Verkäufers und trägt dessen Ausfallri-
siko. Angesichts dieser erheblichen Ri-
siken vor allem für den Käufer ist die-
se Übergangsregelung für neu abzu-
schließende Verträge nicht zu emp-
fehlen. Sofern man dennoch eine An-
wendung dieser Übergangsregelung
erwägt, sollte dies zwingend mit einer
besonderen Belehrung der Vertrags-
parteien verbunden werden, um auch
möglichen eigenen Haftungsrisiken
vorzubeugen. 

Für die Anwendung der neuen ge-
setzlichen Regelung zur Umsatzsteu-
erschuldnerschaft bedeutet dies, dass
sich die Umsatzsteuerpflicht grund-
sätzlich nach dem zum Zeitpunkt der
Steuerentstehung geltenden Recht
richtet. Die Steuerpflicht entsteht beim
Grundstückskauf entweder mit Aus-
stellung der Rechnung, mit Ablauf des
auf die Besitzübertragung folgenden
Kalendermonats oder mit Ablauf des
Voranmeldezeitraums, in welchem der
Kaufpreis bzw. ein Teil hiervon gezahlt
worden ist. Liegt dieser Zeitpunkt nach
dem 1. April 2004 und hat der Ver-
käufer wirksam für die Umsatzsteuer
optiert, ist gemäß § 13 b Absatz 1
Nummer 3 UStG der Grundstückskäu-
fer steuerpflichtig. Eine Ausnahme gilt
bis zum 30. Juni 2004 dann, wenn die
Parteien beim Vertragsschluss noch
von einer Steuerschuldnerschaft des
leistenden Verkäufers ausgegangen
sind.

5. Altverträge

Fraglich ist, wie mit Altverträgen zu
verfahren ist, wenn die Umsatzsteuer-
pflicht erst nach dem 1. April 2004
entsteht. Hier wird der Notar gehalten
sein, die Parteien auf den Wechsel der
Umsatzsteuerschuldnerschaft hinzu-
weisen und eine entsprechende Än-
derung des Grundstückskaufvertrages
zu empfehlen.

6. Einholung steuerrecht-
lichen Rates

Unberührt lassen die vorstehen-
den Ausführungen im Übrigen die all-
gemeingültige Empfehlung, die beur-
kundungswilligen Parteien jedenfalls
bei komplexeren steuerrechtlichen
Fragen auf die Beratung durch einen
Steuerberater zu verweisen, um dro-
hende Haftungsrisiken für den beur-
kundenden Notar zu vermeiden.

Formulierungsvorschlag 
für eine Umsatzsteuerreglung 
in einem Grundstückskaufvertrag
mit Option zur Umsatzsteuer:

…

1. Der Verkäufer optiert hiermit gem.
§ 9 Abs. 1 UStG zur Umsatzsteuer
und verpflichtet sich, diese Option
nicht zu widerrufen. Der Verkäufer
wird den für die Umsatzbesteue-
rung von Verkäufer und Käufer zu-
ständigen Finanzämtern zu Steuer-
nummer … des Verkäufers (FA…)
und zu Steuernummer … des Käu-
fers (FA…) unter Bezugnahme auf
den hier beurkundeten Kaufvertrag
mitteilen, dass seitens des Verkäu-
fers zur Umsatzsteuer optiert wur-
de. Von der Mitteilung wird der Ver-
käufer dem Käufer bis … eine Ab-
schrift überlassen. Sollte diese
nicht innerhalb der genannten Frist
eingehen, ist der Käufer berechtigt,
seinerseits die vorgenannte Mittei-
lung an die Finanzämter zu ma-
chen.

2. Der Verkäufer wird dem Käufer ge-
mäß § 14 Abs. 4 UStG nach Vorlie-
gen der Bestätigung des Notars ge-
mäß Ziffer … (Bestätigung der
Kaufpreisfälligkeitsvoraussetzun-
gen) eine Rechnung über den
Kaufpreis, jedoch ohne Umsatz-
steuerausweis, ausstellen. In der
Rechnung ist auf die Steuerschuld-
nerschaft des Käufers zur Zahlung
der Umsatzsteuer hinzuweisen. 

Die Parteien stellen ausdrücklich
klar, dass dieser Vertrag noch kei-
ne Rechnung im Sinne von § 14
Abs. 4 UStG darstellt.

3. Der Notar hat darüber belehrt,
dass die Veräußerung des Kaufge-
genstandes nur dann der Umsatz-
steuer unterliegt, wenn der Ver-
käufer Unternehmer i.S.v. § 2 UStG
ist und er die Veräußerung im Rah-
men seines Unternehmens aus-
führt und keine Betriebsveräuße-
rung i.S.v. § 1 Abs. 1a UStG vorliegt.
Nach Belehrung über Inhalt und
Bedeutung dieser gesetzlichen Be-
stimmungen erklärt der Verkäufer,
dass diese Voraussetzungen für
die Veräußerung des Kaufgegen-
standes erfüllt sind.

4. Der Notar hat ferner darüber be-
lehrt, dass ungeachtet der Voraus-
setzungen gemäß Ziffer 3. ein
umsatzsteuerbarer und -pflichtiger
Vorgang nur vorliegt, wenn der Ver-
käufer die Option gemäß § 9 Abs.
1 UStG wirksam in dieser Urkunde
ausübt, was wiederum voraussetzt,
dass auch der Käufer Unternehmer
i.S.v. § 2 UStG ist und der Erwerb
des Kaufgegenstandes für sein
Unternehmen erfolgt. Der Käufer
erklärt, dass diese Voraussetzun-
gen vorliegen.

5. Der Notar hat weiterhin darüber
belehrt, dass der Käufer gemäß
§ 13 b UStG die Zahlung der Um-
satzsteuer an das Finanzamt schul-
det. Der Notar belehrte weiterhin
darüber, dass die gesetzliche Um-
satzsteuer auch auf 50 % der
Grunderwerbsteuer (berechnet
auf der Grundlage des Netto-Kauf-
preises) gezahlt werden muss und
dass nach Auffassung der Finanz-
verwaltung zur früheren Rechtsla-
ge zur Bemessungsgrundlage für
die Grunderwerbsteuer auch die
gesetzliche Umsatzsteuer (berech-
net auf der Grundlage des Netto-
Kaufpreises) rechnet.



Professor Dr. Karl-Ulrich Meyn, Rektor der Friedrich-Schiller-Universität
Jena, Professor (em.) Dr. jur. Dieter Schwab, Regensburg, Professor Dr.
Michael Brenner, Dekan des Rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Friedrich-Schiller-Universität Jena.
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Professor Dr. Dieter Schwab, Eme-
ritus der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der Universität Regensburg und
einer der bedeutendsten Familien-
rechtler Deutschlands, wurde durch
die Rechtswissenschaftliche Fakultät
der Friedrich-Schiller-Universität Jena
die Ehrendoktorwürde verliehen. Die
Fakultät beging dieses Ereignis in ei-
nem Festakt am 1. Juni 2004 in der Je-
naer Universität. Sowohl im Grußwort
der Bundesjustizministerin als auch in
der Laudatio durch Professor Dr. Diet-
rich Simon, ehemaliger Präsident der
Phillips-Universität Marburg, wurden
die besonderen Verdienste von Pro-
fessor Schwab bei der Entwicklung des
modernen Familienrechts einerseits
sowie in der rechtshistorischen For-
schung andererseits gewürdigt.
Schwab gilt als derjenige Wissen-
schaftler, der die große Familien-
rechtsreform 1977 von Anfang an be-
gleitet und in ihrer Ausprägung maß-
geblich mitbestimmt hat. Er tat dies in
vielfältiger Funktion, nicht nur als Wis-
senschaftler, sondern auch als lang-

jähriger Vorsitzender der Wissen-
schaftlichen Vereinigung für Familien-
recht und als Herausgeber der FamRZ.
Besonders unterstrichen wurde in der
Laudatio sein Gespür für Ungereimt-
heiten und verfassungsrechtliche Be-
denken in den verschiedenen Neure-
gelungen, die regelmäßig zu späterer
Zeit zu entsprechenden Korrekturen
über das Bundesverfassungsgericht
führten. 

Als ebenso bemerkenswert wur-
den die rechtshistorischen Forschun-
gen Schwabs gewürdigt, die die ge-
samte Neuzeit umfassen und vor al-
lem im Eherecht maßgebliche Grund-
lagen für ein besseres Verständnis der
Institution Ehe in heutiger Zeit liefern.
Nicht von ungefähr war auch der an-
schließende Vortrag des Geehrten
diesem Themenkreis gewidmet unter
dem Titel „Jena und die Entdeckung
der romantischen Ehe“. Schwab be-
fasste sich mit dem Wirken von Johann
Gottlieb Fichte an der Universität Jena
Ende des 18./Anfang des 19. Jahr-

hunderts, der in einem geistig-politi-
schen Umfeld, das geprägt war von
vorangegangener Aufklärung, französi-
scher Revolution und beginnender Ro-
mantik, ein Ehebild entwickelte, das
dem modernen Eheverständnis mög-
licherweise näher kommt, als man ver-
muten möchte. Fichte betrachtete die
Ehe als psychisch-vernünftige natur-
rechtliche Erscheinung, gegründet auf
der psychischen Übereinstimmung
von Mann und Frau. Lediglich sekun-
där stehe das staatliche Recht dane-
ben. Die Eheschließung wird als de-
klaratorischer Akt im Sinne eines
Schutzversprechens betrachtet, weni-
ger als staatlicher Ordnungsakt. Dem
entspricht die Einordnung der Schei-
dung als einer selbsterklärten Tren-
nung des Paares, die vom Staat nach-
vollzogen wird. Schwab zeigte überra-
schende Übereinstimmungen mit den
Gedanken des modernen Scheidungs-
rechts insoweit auf, als er die Grund-
lagen des Zerrüttungsprinzips und die
Funktion des staatlichen Scheidungs-
verfahrens als Instrument zur Rege-
lung des Scheidungsfolgenrechts
unterstrich – eine Erkenntnis, zu deren
Durchbruch es immerhin eines Zei-
traums von fast 200 Jahren brauchte.
Die Zwischenzeit freilich sah Schwab
auch historisch geprägt durch den An-
spruch des Staates auf ordnungspoliti-
sche Einwirkung im Eherecht. Bemer-
kenswert ist aus notarieller Sicht, dass
Schwab an diese Überlegungen an-
knüpfend wiederum betonte, der wei-
tere Rückzug des Staates aus dem
Scheidungsrecht sei bei Konventional-
scheidungen logisch folgerichtig. Er
plädierte für die Übertragung der Re-
gelungszuständigkeit auf Notare, die
anschließend die formale Beendigung
der Ehe durch Registrierung des Stan-
desbeamten veranlassen könnten.
Schwab zeigte zum Eheverständnis
eine Fülle von gedanklichen Querver-
bindungen – Übereinstimmungen und

Verleihung der Ehrendoktorwürde 
an Professor Dr. jur. Dieter Schwab
Dr. Stefan Zimmermann, Präsident des Deutschen Notarvereins, Köln
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Aktuelle Themen/Gesetzgebungsvorhaben
Das Bundeskabinett hat am 12.

Mai 2004 auf Initiative des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Arbeit 29
Verfahrensregelungen verabschiedet,
mit denen die Deregulierung und
Entbürokratisierung in Deutschland
vorangebracht werden sollen. Aus no-
tarieller Sicht sind dabei folgende
Überlegungen von besonderem Inte-
resse: Der Maßnahmenkatalog sieht
vor, die IHK als Handelsregisterannah-
mestellen mit Beglaubigungsfunktion
auszustatten, den Zugriff auf Abteilung
I des Grundbuchs (Verzicht auf be-
rechtigtes Interesse) zu erweitern und
die Bildung von Wohnungseigentum
zu vereinfachen. Zu letzterem Vor-
schlag besteht die Überlegung, den
Notaren die Zuständigkeit zur Be-
scheinigung der Abgeschlossenheit zu
übertragen bzw. auf das Erfordernis
der Abgeschlossenheitsbescheinigung
ganz zu verzichten. Der Deutsche No-
tarverein hat in einem Brief an Wirt-
schaftsminister Clement ablehnend zu
dem Vorschlag der Übertragung der
Beglaubigungszuständigkeit auf die
IHK Stellung genommen. 

Die Bundesrepublik Deutschland
ist durch die Richtlinie 2003/58/EG
(Neufassung der Publizitätsrichtlinie
68/151/EWG) verpflichtet, bis zum
1.1.2007 einen elektronischen Han-
delsregisterverkehr einzuführen.

Anfang Mai 2004 hat in diesem
Zusammenhang die Bund-Länder-
Kommission für Datenverarbeitung
und Rationalisierung in der Justiz in Er-
furt einen Gesetzentwurf vorgelegt.

Dieser sieht die elektronische Einrei-
chung von Registeranmeldungen in
öffentlich beglaubigter Form vor. Auf
den Notar würde danach die Aufgabe
zukommen, die ihm in beglaubigter
Form vorliegende Papieranmeldung in
ein elektronisches für die registerge-
richtliche Bearbeitung geeignetes Do-
kument zu konvertieren. Das Beur-
kundungsgesetz würde um das hierbei
zu beachtende Verfahren ergänzt wer-
den. Das Bundesjustizministerium
hingegen arbeitet an einem alternati-
ven Gesetzentwurf, in dem es nach
jetzigen Ankündigungen auf die nota-
rielle Beglaubigung bei Registeranmel-
dungen verzichten will. 

Der Deutsche Notarverein hat sich
in einem Schreiben an die Justizmi-
nisterkonferenz, die am 17./18. Juni
2004 stattfindet und unter anderem
den elektronischen Rechtsverkehr auf
ihrer Tagesordnung hat, mit Nachdruck
gegen die Abschaffung der notariellen
Beglaubigung ausgesprochen. Der
Deutsche Notarverein hat insbeson-
dere die Bedeutung der beratenden
und prüfenden Mitwirkung des Notars
bei der Handelsregisteranmeldung für
ein sicheres, effektives und schnelles
Registerverfahren hervorgehoben.

Die Regelungen zur zentralen Re-
gistrierung von Vorsorgeverfügun-
gen durch die Bundesnotarkammer
sind verabschiedet (BR-Drs. 254/04)
und werden zum 1. Juli 2004 in Kraft
treten. Die Zuständigkeit der Bundes-
notarkammer ist in § 78 a BNotO n.F.
geregelt. 

Der am 19.11.2003 mit BR-Drs.
865/03 von den Ländern Nordrhein-
Westfalen, Bayern und Sachsen einge-
brachte Entwurf eines Betreuungs-
rechtsänderungsgesetzes (s. notar
4/2003, S. 144) wurde am 19. 12.
2003 mit BT-Drs. 15/2494 vom
Bundesrat beschlossen und dem
Bundestag zur Beschlussfassung über-
sandt. Dieser hat den Gesetzentwurf
am 4.3.2004 unter anderem an sei-
nen Rechtsausschuss überwiesen. Im
Rechtsausschuss fanden am 26. Mai
und 16. Juni 2004 öffentliche Anhö-
rungen statt. Bemühungen, hier auch
einen Notar als Sachverständigen zu
platzieren, waren leider fehlgeschla-
gen. Dies lag daran, dass sehr viele
Verbände daran interessiert waren,
dort vertreten zu sein. Thema der ers-
ten Anhörung war insbesondere die
gesetzliche Vertretungsmacht für Ehe-
gatten und die Schaffung einer Be-
glaubigungszuständigkeit der Betreu-
ungsbehörden für Vorsorgevollmach-
ten und Betreuungsverfügungen. Die
Sachverständigen begrüßen die ge-
setzliche Vertretungsmacht für den Be-
reich der Gesundheitssorge. Die Be-
glaubigungszuständigkeit der Betreu-
ungsbehörden wird kritisch gesehen
und insbesondere von einer Sachver-
ständigen unter Hinweis auf die dafür
mangelnde finanzielle und personelle
Ausstattung der Betreuungsbehörden
abgelehnt. Vielmehr seien aus Sicht
dieser Sachverständigen wie bisher
die Notare die richtigen Anlaufstellen
und dürften in der Diskussion nicht
immer vergessen werden. KLG

Gegensätzen – zwischen den großen
deutschen Denkern auf, genannt seien
nur Kant, Hegel sowie die Rechtshis-
toriker Savigny, Windscheid und Gier-
ke, eine Darstellung, die für alle an der
Entwicklung des Familienrechts Mit-

wirkenden das Grndverständnis vom
Wesen der Ehe erweitern dürfte. 

Die Notare sehen in der Vergan-
genheit wie auch sicher noch in Zu-
kunft in Schwab einen konstruktiven

Fürsprecher und Gesprächspartner.
Nicht zuletzt deshalb sei dem Geehr-
ten zu dieser herausragenden Würdi-
gung seines Lebenswerkes besonders
herzlich gratuliert.
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Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung – 
Steigende Prämien auch für Notare

Notare beurkunden in ihrer Praxis
nicht selten hohe Vermögenswerte,
was große Kompetenz und Sorgfalt
verlangt. Fehlerhafte Tätigkeit hat kon-
sequenterweise hohe Regressforde-
rungen zur Folge, gegen die der Be-
rufsträger gewappnet sein sollte. Herr
Ass.–jur. Hans-Jürgen Rütter, Ge-
schäftsführer der von Lauff und Bolz
Versicherungsmakler GmbH, erläutert
Fragen zu dem immer aktuellen und
wichtigen Thema Vermögensschaden-
Haftpflicht. 

Wie hat sich die Prämiensitua-
tion für die Notare entwickelt?

Rütter: Wie bei allen Berufsträgern
der wirtschafts- und rechtsberatenden
Berufe mussten auch die Notare Prä-
mienerhöhungen für ihre Vermögens-
schaden-Haftpflichtversicherung hin-
nehmen. Die Jahre 2002 bis 2004 wa-
ren geprägt durch eine zum Teil deut-
liche Steigerung, insbesondere für die
Notare, für die in der Vergangenheit
die Versicherer Schadenzahlungen er-
bracht hatten.

Gegenwärtig ist nicht abzusehen,
dass es hier eine Entspannung gibt. 

Welche Anbieter beherrschen
den Markt?

Rütter: Marktführer ist die Allianz-
Versicherung. Andere Anbieter sind
u.a. die Victoria, die AXA sowie der
Gerling-Konzern. An dieser Stelle
muss man darauf hinweisen, dass das
Geschäft aus Sicht der Assekuranz
wegen der relativ geringen Zahl von
Verträgen nicht zum Kerngeschäft
zählt. Hinzu kommt das erforderliche
Know-how, das den Einsatz besonders
qualifizierter Mitarbeiter voraussetzt.

Welchen Anforderungen sieht
sich der Notar in seiner Praxis
gegenüber?

Rütter: Zum einen steigen die Wer-
te der zu bearbeitenden Vorgänge ste-
tig, so dass allein von dieser Seite eine
Inanspruchnahme der Höhe nach für
den Notar eine potenzielle Gefahr dar-
stellt. Weiterhin führt das insgesamt
festzustellende Erstarken  der An-
spruchsmentalität zu einer niedrigeren
Hemmschwelle, den Notar in Regress
zu nehmen. Und schließlich wird die
Tätigkeit immer komplexer und die
Wahrscheinlichkeit, einen  Vermö-
gensschaden zu verursachen damit
größer. Dabei spielt eine wesentliche
Rolle, dass der Notar für seine Mitar-
beiter haftet und sich deren Fehler zu-
rechnen lassen muss.  

Gibt es in puncto Vermögens-
schaden-Haftpflicht notarspezifi-
sche Risiken?

Rütter: Diese gibt es sicherlich.
Allerdings werden hierüber meines
Wissens keine aussagekräftigen Statis-
tiken geführt. Derzeit wird ein Testfeld
gestartet, um immer wiederkehrende
Fehler zu erfassen und  zu analysieren.
Letztendlich sollen daraus Möglichkei-
ten eines Risk Managements abgelei-
tet werden. 

Was halten Sie von der Pflicht-
versicherung?

Rütter: Die Pflichtversicherung, die
wir ja auch aus anderen Bereichen
kennen,  hat nach meinem Verständ-
nis die Aufgabe, bei fehlerhafter Bear-
beitung durch den Notar diesen vor ei-
nem finanziellen Debakel zu schützen
und auf der anderen Seite dem An-
spruchsteller einen Rückgriff auf einen
potenten Schuldner (Versicherer) zu
ermöglichen. Allerdings ist hervorzu-
heben, dass die Pflichtversicherung
und die daran anschließende Kam-
merdeckung in aller Regel keinen hin-
reichenden Schutz bieten. Jeder Notar
sollte sorgfältig prüfen, welche Re-
gressforderungen im schlimmsten Fall

auf ihn zukommen können und  das
mit Blick auf die 30-jährige Verjäh-
rungsfrist. 

Was kann der Spezialmakler in
„schwierigen“ Versicherungsfällen,
wie Verweigerung der Neueinde-
ckung, für den Notar tun?

Rütter: Aufgrund unserer Markt-
stellung ist es uns bisher stets gelun-
gen, für den betroffenen Berufsträger
eine Versicherungslösung zu finden.
Wir analysieren das individuelle Versi-
cherungsbedürfnis im Gespräch vor
Ort, auch im Hinblick auf die Scha-
densituation, sondieren die Möglich-
keiten auf der Anbieterseite und erar-
beiten auf dieser Grundlage einen Lö-
sungsvorschlag. Wir legen größten
Wert auf eine langfristige Betreuung,
die auf Offenheit und Vertrauen ba-
siert. Dies wird von den Versicherern,
die auf der anderen Seite stehen, mit
konstruktiven Vereinbarungen hono-
riert.

Gibt es Unterschiede in den Be-
dingungswerken der Versicherer?

Rütter: Grundsätzlich basiert der
Versicherungsschutz auf den Allge-
meinen Vermögensschaden-Haft-
pflichtbedingungen (AVB), die sich bei
den Anbietern materiell inhaltlich nicht
unterscheiden. Wir haben jedoch für
unsere Kunden gewisse Deckungser-
weiterungen durchgesetzt, die wir für
bedeutsam erachten. Beispielhaft darf
ich hier den Versicherungsschutz für
die vermeintliche oder unwirksame
Vertreterbestellung nennen oder die
vermeintliche oder unwirksame Voll-
zugsbevollmächtigung von Mitarbei-
tern. An diesen Beispielen mag deut-
lich werden, wie Gewinn bringend die
Einschaltung eines spezialisierten Ver-
mittlers ist, dessen Beauftragung im
Übrigen für den Notar keinerlei Mehr-
kosten bedeutet.
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Bericht des Europäischen
Parlaments zur
Verbraucherkreditrichtlinie

Das Europäische Parlament hat am
20. April 2004 seinen Bericht über
den Vorschlag der Kommission für
eine Richtlinie zum Verbraucherkredit
verabschiedet. Der Bericht enthält
substantielle Veränderungen gegenü-
ber dem Kommissionsvorschlag und
setzt beispielsweise auf Mindeststan-
dards und kompakte Verbraucherinfor-
mationen anstelle der von der Kom-
mission angestrebten „Maximalhar-
monisierung“.

Das Parlament trägt der verbrau-
cherschützenden Funktion des Notars
lateinischer Prägung Rechnung durch
einen Änderungsantrag gegenüber
dem Vorschlag der Kommission: Nach
dem Änderungsantrag sollen solche
Verträge vom Geltungsbereich der
Richtlinie ausgenommen werden, bei
denen „die Erklärungen des Verbrau-
chers unter Mitwirkung eines Notars
(civil law notary) oder eines anderen
Amtsträgers abgegeben wurden“. In
der Begründung des Änderungsan-
trags heißt es, dass die objektive und
intensive Beratung durch den Notar
die Verbraucher ausreichend schütze,
so dass es der anderen Schutzmecha-
nismen der Richtlinie nicht mehr be-
dürfe.

Konferenz zum Euro-
päischen Vertragsrecht in
Brüssel

Am 28. April 2004 veranstalteten
die Europäische Kommission und das
Europäische Parlament eine gemein-
same Konferenz zum Europäischen
Vertragsrecht, an der rund 150 Vertre-
ter der Organe der Europäischen
Union, der Mitgliedstaaten, der
Rechtspraxis und der Interessengrup-
pen teilnahmen. Die Kommision stell-
te ihr „Non-Paper“ vor, das die weite-
ren Schritte zur Schaffung des im Ak-

tionsplan vom 12. Februar 2003 (no-
tar 2/2003, S. 54 ff.) vorgesehenen
gemeinsamen Referenzrahmens skiz-
ziert: In einem ersten Schritt soll bis
2007 ein Abschlussbericht der Rechts-
wissenschaft unter Einbindung der
Rechtspraxis und der Interessengrup-
pen erarbeitet werden. Dieser Ab-
schlussbericht wird von Seiten der
Kommission einer Überprüfung u.a.
auf die Praxistauglichkeit der Vorschlä-
ge unterzogen. Endprodukt soll dann
der Entwurf des gemeinsamen Refe-
renzrahmens sein. Nach der Überset-
zung in alle 20 Amtssprachen wird die
Kommission den Referenzrahmen in
einem Weißbuch zur Diskussion stel-
len. Mit einer Verabschiedung des ge-
meinsamen Referenzrahmens, des-
sen Rechtsqualität nach wie vor um-
stritten ist, ist 2009 zu rechnen. 

nach den Vorstellungen von Parlament
und Kommission die Interessengrup-
pen und insbesondere die Rechts-
praktiker einbezogen werden. Auf der
Konferenz wurden zahlreiche Vor-
schläge für die konkrete Ausgestaltung
der Einbeziehung gemacht (u.a.
Workshops zu Einzelfragen, Schaffung
einer speziellen Internetseite, auf der
die Arbeit der Forschergruppe zeitnah
verfolgt und interaktiv begleitet wer-
den kann, Bildung eines Netzwerks
von Sachverständigen). 

Der Deutsche Notarverein, der das
Europäische Vertragsrecht seit der ers-
ten Mitteilung der Kommission vom
11. Juli 2001 begleitet hat (notar
2001, 110 ff.), betonte in der Konfe-
renz seine Bereitschaft, an der prakti-
schen Ausgestaltung aktiv mitzuwir-
ken. Bedingung für ein Gelingen des
ehrgeizigen Projekts sei allerdings,
dass die Rechtspraxis bei der Erarbei-
tung und Formulierung „mit am Tisch“
sitze und nicht nur die Möglichkeit be-
komme, zu fertigen tausendseitigen
Forschungsberichten der Wissenschaft
Stellung zu nehmen. Der Deutsche
Notarverein forderte dazu ein transpa-
rentes Verfahren und einen Ansatz,
der von den in der Praxis des grenz-
überschreitenden Rechtsverkehrs auf-
tretenden Problemen ausgeht und Lö-
sungen erarbeitet. 

Europäischer Voll-
streckungstitel für unbe-
strittene Forderungen

Am 30. April 2004 ist die Verord-
nung (EG) Nr. 805/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur
Einführung eines Europäischen Voll-
streckungstitels für unbestrittene For-
derungen vom 21. April 2004 im
Amtsblatt veröffentlicht worden. Die
Verordnung wird in vollem Umfang in
den Mitgliedstaaten ab dem 21. Okt-
ober 2005 gelten.

Die Verordnung, die neben die
EuGVVO (VERORDNUNG (EG) Nr.

Nachrichten aus Brüssel

Wie man sich den gemeinsamen
Referenzrahmen genau vorzustellen
hat, ist auch durch die Konferenz nicht
viel klarer geworden; es soll sich um
eine systematisierte Sammlung zen-
traler Begriffe und Prinzipien des Ver-
tragsrechts handeln. Inwieweit der Re-
ferenzrahmen darüber hinaus gehen
und womöglich schon den Charakter
eines Allgemeinen Teils eines Europä-
ischen Zivilrechts haben soll, bleibt
umstritten.

Anlass für die Konferenz war die
unmittelbar bevorstehende Vergabe
des Forschungsauftrages für den ge-
nannten Abschlussbericht an ein
internationales Konsortium von
Rechtswissenschaftlern. In die Erarbei-
tung dieses Forschungsberichts sollen
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44/2001 DES RATES vom 22. De-
zember 2000 über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in
Zivil- und Handelssachen) tritt, schafft
das sogenannte Exequaturverfahren
zur Anerkennung und Vollstreckbarer-
klärung für eine Reihe  gerichtlicher
Entscheidungen ab. Die Verordnung
erfasst Entscheidungen über Geldfor-
derungen, die vom Schuldner aner-
kannt oder nicht bestritten worden
sind, insbesondere Versäumnis- und
Anerkenntnisurteile. Ebenfalls von der
Verordnung umfasst sind vollstreck-
bare öffentliche Urkunden, in denen
sich der Schuldner einer Zahlungs-
pflicht unterwirft. Die Verordnung
enthält eine Definition der öffent-

lichen Urkunde, die sich an den vom
EuGH in der Unibank-Entscheidung
herausgearbeiteten Merkmalen orien-
tiert. 

Entscheidungen werden auf An-
trag des Gläubigers im Gerichtsstaat
auf einem vereinheitlichten Formblatt
als Europäische Vollstreckungstitel be-
stätigt. Nach Artikel 25 wird eine in ei-
nem Mitgliedstaat vollstreckbare Ur-
kunde auf Antrag als Europäischer Voll-
streckungstitel bestätigt. Die hierzu zu-
ständige Stelle bestimmt der Mitglied-
staat. Ob die Zuständigkeit für deut-
sche notarielle Urkunden beim Ur-
kundsnotar liegen wird, obliegt nun
der Umsetzung durch den deutschen
Gesetzgeber.

Bundesregierung beschließt
Regierungsentwurf zur
Societas Europaea

Das Bundeskabinett hat am 26.
Mai 2004 den Regierungsentwurf zur
Einführung der Europäischen Aktien-
gesellschaft (Societas Europaea) be-
schlossen (notar 3 /2003, S. 94 ff.).
Die Stellungnahme des Bundesrates
soll noch im Juli erfolgen, die Bera-
tungen im Bundestag beginnen nach
der Sommerpause. Zentraler Streit-
punkt ist die Frage der Mitbestim-
mung. Der Gesetzentwurf kann auf
der Internetsite des Bundesjustizmi-
nisteriums (http://www.bmj.bund.de
/enid/.html) eingesehen werden. TF

Breslauer Notare zu Gast in Sachsen
Notarassessor Detlef Heins, Dresden

Wroc/law oder Breslau? Als Wiesba-
den und Breslau vor knapp zwanzig
Jahren einen Partnerschaftsvertrag
schlossen, musste sogar ein Verwal-
tungsgericht entscheiden, ob die pol-
nische oder die deutsche Schreib-
weise des Namens im deutschen Ver-
tragstext verwendet werden solle. 

Im Verhältnis sächsischer und pol-
nisch-niederschlesischer Notare spie-
len die politischen Fußangeln aus den
Ängsten des vorigen Jahrhunderts kei-
ne Rolle mehr, auch wenn die institu-
tionalisierte Freundschaft jung ist. Der
erste förmliche Besuch wurde Breslau
im Jahr 2001 abgestattet. Seitdem fin-
den regelmäßige Treffen statt. Notar-
assessoren aus Breslau sind regelmä-
ßig Gäste der Notarkammer Sachsen
bei der traditionellen Herbstfortbil-
dung in Bad Schandau und auf der
Bastei. Der kollegiale, freundschaftli-
che Gedankenaustausch wird durch
die gemeinsame Erfahrung eines tief-
greifenden Reformprozesses getra-
gen. Grundstücksrecht, Handels- und
Gesellschaftsrecht und die eigenver-
antwortliche Gestaltung weiterer bür-

gerlicher Rechtsverhältnisse haben
wieder einen hohen Stellenwert. Mit
zunehmender Individualisierung der
Rechtsuchenden einhergehend ist die
Rolle der Notare sogar über die klassi-
sche Funktion hinaus gewachsen. Die
moderne Ausstattung der Gerichte
und Notariate in Polen und in Sachsen
schafft die technischen Voraussetzun-
gen für eine leistungsfähige vorsor-
gende Rechtspflege. Gerade im Hin-
blick auf die Mitgliedschaft der Repu-

blik Polen in der Europäischen Union
zum 1. Mai 2004 eint das Bedürfnis,
das europäische Notariat in der Qua-
lität seiner Leistung und der öffent-
lichen Anerkennung seiner Nützlich-
keit, ja Notwendigkeit gut aufzustellen. 

Vom 2. bis 4. April 2004 hatte die
Notarkammer Sachsen die östlichen
Nachbarn zu einem Treffen mit Vor-
standsmitgliedern der Notarkammer
und des Sächsischen Notarbundes in

Präsident OLG Budewig, Vizepräsidentin Notarkammer Breslau Olpinska
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den Freistaat eingeladen. Ein Höhe-
punkt war der Empfang durch den Prä-
sidenten des Oberlandesgerichts
Dresden Budewig im Ständehaus auf
der Brühl’schen Terrasse – modern
ausgestattetes Gerichtgebäude und
Repräsentationsbau des Landtages zu-
gleich. In seiner Rede würdigte Präsi-
dent Budewig die Tätigkeit der Notare
als Teil der Rechtspflege. Notare er-
füllten hoheitliche, originär staatliche
Aufgaben. Er halte die Dienstaufsicht
durch die Justiz für unverzichtbar, und
die Justiz nehme diese Aufgabe gern
wahr. Er hob hervor, dass die sächsi-
sche Justiz insgesamt den Gedanken-
austausch mit den Nachbarn in Tsche-
chien und Polen pflege. An einigen
Gerichten hätten sich bereits Netzwer-
ke gebildet. Der Präsident der Notar-
kammer Sachsen, Notar Dr. Püls, zeig-
te mit den Beispielen Vertragsverlet-
zungsverfahren, Dienstleistungsrichtli-
nie, Wettbewerbsrecht und der Ge-

sellschaftsrechtsentscheidung „Inspire
Art“ des EuGH zentrale Herausforde-
rungen an den Berufsstand auf und
unterstrich die Bedeutung enger Zu-
sammenarbeit, die mit dieser Begeg-
nung intensiviert werden solle. Die Vi-
zepräsidentin des Rates der Notar-
kammer in Wroc/law Frau Notarin 
O/lpińska berichtete, dass auch in Po-
len die Funktion der Notare leicht
missverstanden werde. Rechtliche
Ausgestaltungen des Berufs wie ein
Werbeverbot dürften nicht unter dem
Blickwinkel der Einschränkung gese-
hen werden; derartige Regeln sorgten
erst für die notwendige Freiheit und
Unabhängigkeit von solchen Markt-
zwängen, die mit dem Amt unverein-
bar sind. Als Gastgeschenk überreich-
te sie Aquarelle der Stadt Wroc/law 
und einen großzügigen Scheck für den
Wiederaufbau der Frauenkirche, mit
dem sich die Notarkammer Wroc/law 
in den Kreis vieler Stifter einreiht.

Während des Empfangs und der Füh-
rung durch das Gerichtsgebäude, die
fachkundig zu leiten Herr Präsident
Budewig sich nicht nehmen ließ, ka-
men gleich lebhafte Gespräche zwi-
schen Richtern des Oberlandesge-
richts und Notaren zustande. 

Am Nachmittag besichtigten die
deutschen und polnischen Notare das
liebevoll restaurierte Gebäude des
Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig.
Im beeindruckenden Schwurgerichts-
saal des vormaligen Reichsgerichts
zeigen die Stadtwappen der früheren
OLG-Sitze auch Breslau, das als polni-
sches Wroc /law 1990 das von Kaiser
Karl V. verliehene Wappen wieder an-
genommen und damit an seine wech-
selvolle Geschichte angeknüpft hat. 

Das Rahmenprogramm erfüllte
seinen Zweck, offene und lebhafte Ge-
spräche zu fördern, so vortrefflich,
dass sogar ein als polnisch-sächsi-
scher König August der Starke geklei-
deter Unterhalter im Sophienkeller re-
signiert aufgab: Diese Stimmung
konnte er nicht mehr steigern. Der Be-
such wurde am Sonntag durch eine
Elbfahrt zum Schloss Pillnitz abge-
schlossen.

Die Izba Notarialna we Wroc/lawiu,
die Notarkammer Breslau, stellt unter
www.inw.wroc.pl hilfreiche Informatio-
nen, z.B. Darstellungen des Berufs-
rechts und ein Notarverzeichnis auch
in deutscher Sprache bereit. Die Stadt
Breslau unterhält ebenfalls deutsch-
sprachige Seiten: www.wroclaw.pl.

Präsident Notarkammer Sachsen Dr. Püls, Vizepräsidentin Notarkammer
Breslau Olpinska
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Stellungnahme

Im Anhörungsverfahren des
Bundesministeriums für
Wirtschaft und Arbeit hat der
Autor als Vorsitzender der 2.
Kommission des Deutschen
Rates für Internationales Pri-
vatrecht die folgende Stel-
lungnahme zu dem Vor-
schlag der Richtlinie abgege-
ben.

I. Rechtszersplitterung

1. Neue Rechtsgrundlage 
im EG-Vertrag

Lange Zeit gab es keine spezielle
Rechtssetzungskompetenz zur Rege-
lung internationalprivatrechtlicher
Sachverhalte im EG-Vertrag, so dass
Kollisionsnormen lediglich als Annex-
vorschriften zu Regelungen erlassen
worden sind, für die eine Kompetenz
im EG-Vertrag vorhanden war (z. B. Ar-
tikel 95 Abs. 1 EG-Vertrag). Durch den
Amsterdamer Vertrag wurde die Ge-
setzgebungskompetenz zur justiziel-
len Zusammenarbeit in Zivilsachen
vergemeinschaftet und eine Spezial-
kompetenz zum Erlass auch interna-
tionalprivatrechtlicher Vorschriften ge-
schaffen. Aufgrund dieser Kompetenz
in Artikel 61 lit. c i.V.m. Artikel 65 lit. b
1. Alternative EGV wurden bereits Ar-

beiten zum anwendbaren Recht in An-
griff genommen.

2. Arbeiten an einer 
Rom I-Verordnung

Das auf Dienstleistungen anzu-
wendende Recht wird in den 15 EG-
Mitgliedstaaten bislang durch das
Übereinkommen vom 19. 6. 1980
über das auf vertragliche Schuldver-
hältnisse anzuwendende Recht be-
stimmt (sog. Rom Übereinkommen,
abgekürzt EVÜ). Dieses Übereinkom-
men, das nicht auf EU-interne Sach-
verhalte beschränkt ist, gehört zum ac-
quis communautaire, den neue Mit-
gliedstaaten bei ihrem Beitritt zur Eu-
ropäischen Union zu akzeptieren ha-
ben.

Das EVÜ soll demnächst in Form
eines Gemeinschaftsrechtsaktes ins
Gemeinschaftsrecht übernommen
und dabei überarbeitet werden. Diese
Initiative geht auf den Wiener Aktions-
plan des Rates und der Kommission
vom 3. 12. 1998, einen Beschluss von
zwei entscheidenden Gemeinschafts-
institutionen, zur bestmöglichen Um-
setzung der Bestimmungen des Am-
sterdamer Vertrages über den Aufbau
eines Raums der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts (Amtsblatt EG
1999, C 19/1) zurück. Besondere Er-
wähnung sollen in diesem Zu-
sammenhang die Verbraucherverträge
finden, die in Artikel 5 des EVÜ her-
vorgehoben werden. Hier hat sich der
Rat anlässlich des Beitritts Österreichs
zur Europäischen Union und zum EVÜ
festgelegt, demnächst eine Überarbei-
tung in Angriff zu nehmen. Dabei sol-
len die speziellen Bestimmungen über
das anwendbare Recht, die inzwi-
schen in Gemeinschaftsrechtsakte
zum Verbraucherschutz eingestellt

worden sind (z. B. die Klausel-Richtli-
nie und die Verbrauchsgüter-Richtli-
nie), mitberücksichtigt werden. Auf
diese Weise wollen die Gemein-
schaftsinstitutionen durch IPR-Spezia-
listen auf Gemeinschaftsebene Kohä-
renz im Internationalen Privatrecht
schaffen und die derzeitige Rechtszer-
splitterung beenden, die durch ein Zu-
sammenwirken von Vorschriften auf
unterschiedlichen Rechtsebenen und
in unterschiedlichen Rechtsinstru-
menten gekennzeichnet ist. 

Die Generaldirektion Justiz und In-
neres der Kommission hat in Verfol-
gung dieses Gemeinschaftskonzepts
ein Grünbuch an die Mitgliedstaaten
versandt. In diesem Grünbuch wurden
20 Fragen zur etwaigen Überarbeitung
des EVÜ gestellt. Der Deutsche Rat für
Internationales Privatrecht hat zu die-
sem Grünbuch eine umfangreiche
Stellungnahme abgegeben. Am 27. 1.
2004 führte die Kommission eine An-
hörung zu diesem Grünbuch durch, in
der dem im EVÜ gewählten Ansatz
gute Noten ausgestellt und der diffe-
renzierte internationalprivatrechtliche
Ansatz gelobt wurde. Gegen das pau-
schale Herkunftslandprinzip als Rege-
lungsmodus wurden dagegen Beden-
ken laut. Auf der Basis der Antworten
zum Grünbuch und der Anhörung soll
nun bald ein Verordnungsvorschlag
ausgearbeitet werden.

Diese Arbeiten, die auf ein ein-
heitliches Rechtsinstrument (Rom I als
EG-Verordnung) für möglichst viele
schuldvertragliche Sachverhalte abzie-
len, torpediert unnötigerweise der Vor-

* Der Autor war bis Februar 2002 Ordi-
narius für Bürgerliches Recht, Rechts-
vergleichung und Internationales Pri-
vatrecht sowie Direktor des Instituts für
Internationales Recht der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München. 

Kommissions-Vorschlag für eine Rahmenrichtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über
Dienstleistungen im Binnenmarkt, KOM (2004) 2.
Professor (em.) Dr. Dr. h. c. Hans Jürgen Sonnenberger*

Der vorstehende Beitrag wurde
erstmals in der RIW, Heft 5, 2004,
S. 321 ff. veröffentlicht. Der Nach-
druck geschieht mit freundlicher
Genehmigung von Professor (em.)
Dr. Dr. h. c. Hans Jürgen Sonnen-
berger und des Verlages Recht und
Wirtschaft.
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schlag für eine Richtlinie über Dienst-
leistungen im Binnenmarkt (nachfol-
gend: Dienstleistungs-Richtlinie).
Denn er bestimmt in Artikel 16 das an-
wendbare Recht für Teilaspekte des
Rom I-Projekts. Hinsichtlich der Auf-
nahme als auch der Ausübung der
Dienstleistung sollen „holzschnittartig“
nicht nur für öffentlich-rechtliche Fra-
gen, sondern auch für privatrechtliche
Rechtsverhältnisse (grundsätzlich ein-
schließlich der Form der Verträge) die
Vorschriften am Sitz des Dienstleis-
tungserbringers maßgeblich sein. 

Das Herkunftslandprinzip gilt nicht
für alle Dienstleistungen, sondern nur
für diejenigen, die in den Anwen-
dungsbereich der Dienstleistungs-
Richtlinie fallen. Diese enthält aber
umfassende Ausnahmekataloge in Ar-
tikel 17 (Allgemeine Ausnahmen) und
in Artikel 18 (Vorübergehende Aus-
nahmen). Weitere Einschränkungen
ergeben sich daraus, dass die Richtli-
nie bei den von ihr erfassten Dienst-
leistungen nicht alle Fragen des an-
wendbaren Rechts regelt. Denn sie gilt
nicht hinsichtlich des anwendbaren
Rechts für Verbraucherverträge (Arti-
kel 17 Nr. 21), sofern das Gemein-
schaftsrecht nicht vollständig harmoni-
siert ist. Wann eine vollständige Har-
monisierung (nicht: Rechtsanglei-
chung) vorliegt, ist im Übrigen unklar
und führt zu Rechtsunsicherheit. Zu
Rechtsunsicherheit führt die Regel des
Artikels 16 Abs. 1 auch, wenn an ei-
nem Vertrag mehrere Dienstleister be-
teiligt sind, die in verschiedenen Mit-
gliedstaaten niedergelassen sind. Vom
Anwendungsbereich ausgenommen
ist darüber hinaus die Rechtswahl (Ar-
tikel 17 Nr. 20), wobei offen bleibt, ob
damit nur die ausdrückliche oder auch
die stillschweigende Rechtswahl ge-
meint ist, und wie beispielsweise dann
vorzugehen ist, wenn sich die Rechts-
wahl nur auf einen Teil des Vertrages
erstreckt. Sie erfasst die Form von Im-
mobilienverträgen, unterwirft diese
aber ansonsten der Generalregel des
Artikels 16. Der Unterschied leuchtet
nicht ein. Dass Formfragen grundsätz-
lich ebenfalls dem Recht des Dienst-
leistungserbringers unterstellt werden,

schränkt dessen Befugnisse im Ver-
gleich zum geltenden Recht ein und
liegt nicht in seinem Interesse.

Anstelle vereinheitlichten Rechts
sollen also zwei Rechtsinstrumente
mit unterschiedlicher Integrationstiefe
(Richtlinie/EG-Verordnung) geschaf-
fen werden, wobei das eine noch nicht
einmal alle Dienstleistungen abdeckt.
Ein Dienstleistungserbringer hätte zu-
künftig nationales Recht (nach Umset-
zung der Richtlinie) und die Vorschrif-
ten der Rom I-Verordnung anzuwen-
den. 

3. Rom II-Verordnungsentwurf

Der Entwurf der Dienstleistungs-
Richtlinie führt auch zu einer Atomi-
sierung des Internationalen Privat-
rechts im Bereich der außervertrag-
lichen Schuldverhältnisse, wie sie
durch die – im Wiener Aktionsplan
ebenfalls angelegte – Rom II-Verord-
nung gerade vermieden werden soll.
Die Dienstleistungsfreiheit erlangt be-
sonders für den Bereich der unerlaub-
ten Handlungen Bedeutung, weil sie
auch die haftungsrechtlichen Folgen
der Dienstleistungserbringung um-
fasst. Folgt man dem Vorschlag der
Dienstleistungs-Richtlinie, soll offen-
bar keine umfassende Rom II-Verord-
nung mehr entstehen. Statt dessen
werden zwei Rechtsinstrumente ge-
schaffen, die zudem noch so ineinan-
der verschachtelt sind, dass sich die
Rechtsbetroffenen (Dienstleistungs-
erbringer, Dienstleistungsempfänger
und einbezogene Dritte) kaum mehr
zurechtfinden werden. Denn für die
Dienstleistungserbringer soll für
außervertragliche Schuldverhältnisse
zum einen das nationale Recht auf-
grund der umgesetzten Dienstleis-
tungs-Richtlinie gelten und zum ande-
ren die Rom II-Verordnung. Hinter-
grund hierfür ist Artikel 17 der Richtli-
nie, der die außervertragliche Haftung
für Dienstleistungsanbieter im Fall von
Personenschäden vom Anwendungs-
bereich der Richtlinie ausklammert,
wenn das schadensstiftende Ereignis
in dem Staat eintritt, in den dieser An-

bieter sich zum Zweck der Leistungs-
erbringung begeben hat. Ein sach-
licher Grund für diese Differenzierung,
die zu einer Rechtszersplitterung führt,
ist nicht ersichtlich. 

Die Abgrenzungsnorm in Artikel 23
Abs. 2 des Rom II-Vorschlags löst die
dargestellte Problematik nicht. Denn
diese Vorschrift räumt der Dienstleis-
tungs-Richtlinie Priorität ein und führt
zu der oben aufgezeigten Rechtslage.

II. Inhaltliche Mängel 

Das Herkunftslandprinzip mag im
öffentlichen Recht der Aufsicht über
den Zugang zu und über die Ausübung
von Tätigkeiten der Dienstleistung ge-
rechtfertigt sein und wird in der Be-
gründung des Vorschlags (3 b, vgl.
auch 5 b) ausschließlich damit be-
gründet. Im Privatrecht fehlt es ihm je-
doch an einem vertretbaren Geltungs-
grund. Dies gilt sowohl europa- als
auch privatrechtlich. Europarechtlich
hat sich der EuGH bereits im Jahre
1997 gegen die Verankerung eines
kollisionsrechtlichen Herkunftsland-
prinzips ausgesprochen und dem ist
die ganz herrschende Meinung der
Lehre nicht nur in Deutschland ge-
folgt.1 Privatrechtlich haben die Ver-
fasser des Entwurfs der Dienstleis-
tungs-Richtlinie selbst bereits erkannt,
dass das Herkunftslandprinzip auf
manche Frage des anwendbaren Pri-
vatrechts nicht passt. Denn es gilt
nach Maßgabe des Artikels 17 Nr. 21
nicht für Verbraucherverträge und zu-
dem auch nicht im Falle einer Rechts-
wahl (Artikel 17 Nr. 20). Das Her-
kunftslandprinzip kann im Bereich pri-
vatrechtlicher Rechtsverhältnisse aber
auch ansonsten inhaltlich nicht über-
zeugen.

Gegen das Herkunftslandprinzip
bei der Frage des anwendbaren
Rechts spricht im Ausgangspunkt, dass
an privatrechtlichen Beziehungen, wie
Verträgen, mindestens zwei Parteien
beteiligt sind. Will man das auf diese

1 EuGH, Slg. 1997 I, 2405, 2463.
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Beziehung anwendbare Recht bestim-
men, so darf nicht von vornherein aus-
schließlich auf das am Sitz einer Par-
tei anwendbare Recht abgestellt wer-
den. Auch im Bereich des materiellen
Privatrechts wird der Dienstleistungs-
erbringer nicht einseitig bevorzugt,
sondern wird nach einem gerechten
Ausgleich zwischen den Interessen
beider Vertragsparteien gesucht. Die-
selbe Sichtweise hat im Bereich des
Internationalen Privatrechts hinsicht-
lich der Anknüpfung zur Bestimmung
des anwendbaren Rechts zu gelten,
bei der die Interessen beider Parteien
zu berücksichtigen sind. Dies wird dar-
an deutlich, dass das Herkunftsland-
prinzip nicht weiterhilft, wenn ein Ver-
trag zwischen zwei Dienstleistungser-
bringern mit Sitz in unterschiedlichen
EG-Mitgliedstaaten geschlossen wird
(welches Recht soll dann gelten?). 

Der in der Dienstleistungs-Richtli-
nie vorgesehenen Anknüpfung an das
Recht des Staates, in dem der Dienst-
leistungserbringer niedergelassen ist,
mangelt es an Regelungstiefe. Im
Gegensatz zu den geplanten Verord-
nungen Rom I und Rom II muss diese
Richtlinie mit dem Herkunftslandprin-
zip national umgesetzt werden. Es ist
nicht auszuschließen, dass demnächst
25 verschiedene Ausprägungen die-
ses Prinzips die europäische Rechts-
landschaft zieren, die Rechtsbetroffe-
nen aber wohl eher verwirren. 

Das Herkunftslandprinzip bedarf
der internationalprivatrechtlichen Lü-
ckenfüllung auf Gemeinschaftsebene.
Ergänzende Verordnungen wie Rom I
und Rom II mit wahrscheinlich abwei-
chenden Anknüpfungen bleiben not-
wendig. Das Herkunftslandprinzip ver-
mittelt nur vordergründig den Ein-
druck, damit seien alle Fragen des an-
wendbaren Rechts gelöst. Denn es ist
holzschnittartig und lückenhaft. 

Der Regelungsbereich der Richtli-
nie ist aufgrund der unbestimmten
Rechtsbegriffe (Rechtswahl, Verbrau-
chervertrag) unklar. Undeutlich bleibt,
auf welche Fragen sich das Herkunfts-
landprinzip im Einzelnen bezieht (z.B.

hinsichtlich Verjährungsfragen, die in
manchen Staaten prozessual qualifi-
ziert werden). Nur schwer bestimmen
lässt sich auch, welche Rechtsordnung
nach diesem Prinzip überhaupt beru-
fen ist, da es nach dem Richtlinien-
entwurf nur darauf ankommt, wo ein
Unternehmen eine feste Einrichtung
auf unbestimmte Zeit zur Teilnahme
am Wirtschaftsverkehr unterhält (Arti-
kel 4 Nrn. 4 und 5). Ein Unternehmen
kann innerhalb der Europäischen
Union durchaus mehrere feste Ein-
richtungen dieser Art mit der Folge ei-
ner Kumulation anzuwendender Rech-
te unterhalten.

Darüber hinaus bietet das Her-
kunftslandprinzip mit seinem neu kon-
zipierten konturenlosen Artikel 19
eine Handhabe, ausländisches Recht,
das gegen die Grundordnung des Ge-
richtsstaats verstößt, möglicherweise
noch in stärkerem Maße von der An-
wendung auszuschließen als die in
den EG-Verordnungen Rom I und Rom
II angedachten Lösungen, die traditio-
nell eng auslegt werden. Der ordre pu-
blic-Vorbehalt, der allgemein auf dem
Rückzug ist, erlebt so im Gemein-
schaftsrecht eine Art Wiedergeburt
und dies in einer völlig konturlosen
Weise.

III. Gespaltenes Kollisions-
recht für EU-interne und für
sonstige Sachverhalte

Die geplanten EG-Verordnungen
zum anwendbaren Recht auf vertragli-
che und außervertragliche Schuldver-
hältnisse verfolgen einen universellen
Ansatz. Denn sie regeln mit derselben
Anknüpfung das Internationale Privat-
recht sowohl für EU-interne als auch
für Drittstaaten-Sachverhalte. Dies
kommt dem Rechtsanwender zugute,
da er für interne und für Drittstaaten-
Sachverhalte dasselbe Rechtsinstru-
ment heranziehen kann. Diese
„Außenwirkung“ kann das Herkunfts-
landprinzip nicht leisten, weil es sich
nur auf Dienstleistungen bezieht, die
von in einem Mitgliedstaat niederge-
lassenen Anbietern in einem anderen

Mitgliedstaat offeriert werden. Dienst-
leistungen in Drittstaaten sind, soweit
ersichtlich, nicht erfasst. Das anzu-
wendende Recht für Verträge, die sich
auf solche grenzüberschreitenden
Dienstleistungen beziehen bzw. das
auf Haftungskonstellationen, die sich
daraus ergeben, anzuwendende Recht
müsste ergänzend nach nationalem
oder vereinheitlichtem Kollisionsrecht
bestimmt werden. Dieses kann sich je
nach Interessengewichtung auch vom
plakativen Herkunftslandprinzip unter-
scheiden. Auch insoweit verkompli-
ziert die Richtlinie, die nicht deutlich
macht, weshalb EU-interne Sachver-
halte anders als Sachverhalte mit Dritt-
staaten-Bezug geregelt werden sollen,
die bestehende Rechtslage.

IV. Zwischenergebnis

Das in Artikel 16 Abs. 1 der Dienst-
leistungs-Richtlinie vorgesehene Her-
kunftslandprinzip verfehlt im Hinblick
auf das auf private Rechtsverhältnisse
anwendbare Recht sein Ziel, den
Dienstleistungsanbietern und anderen
Rechtsbetroffenen eine klare und ein-
fache Regelung zur Verfügung zu stel-
len. Statt dessen trägt es zu Rechtsun-
sicherheit bei. Denn die vorgeschlage-
ne Regelung

– führt aufgrund des holzschnittarti-
gen Zuschnitts der Regelung zu
unterschiedlichen Umsetzungen in
25 Mitgliedstaaten,

– führt zu einer Rechtszersplitterung,
indem anstelle je eines Rechtsin-
struments für vertragliche und
außervertragliche Schuldverhält-
nisse jeweils zwei Rechtsinstru-
mente geschaffen werden,

– führt zu Abgrenzungsschwierigkei-
ten zwischen den verschiedenen
Rechtsakten,

– ist inhaltlich nicht überzeugend,
weil sie einseitig die Interessen
des Diensterbringers berücksich-
tigt und dabei ausschließlich den-
jenigen Dienstleistungserbringer
begünstigt, der seinen Sitz in ei-
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nem Staat mit „niedrigen Stan-
dards“ hat.

Insgesamt gesehen beinhaltet der
Ansatz für das internationale Vertrags-
recht einen Rückschritt, da ausdiffe-
renziertes einheitliches Recht in ei-
nem Rechtsinstrument (EVÜ) durch
ein verwirrendes Geflecht nationaler
und europäischer Regelungen ersetzt
werden soll. Im Bereich der außerver-

traglichen Schuldverhältnisse wird der
Weg zu einem in sich geschlossenen
kohärenten System mit großer Inte-
grationstiefe (EG-Verordnung) ver-
baut.

V. Lösung

Eine Lösung kann nur darin ge-
sehen werden, das Herkunftsland-

prinzip nicht auf die international-
privatrechtliche (kollisionsrechtliche)
Behandlung der vertraglichen und
außervertraglichen Schuldverhältnisse
einschließlich der Form von Verträgen
zu beziehen. Rechtstechnisch kann
dies durch die Aufnahme eines weit
gefassten Ausnahmetatbestands in
Artikel 17 des Dienstleistungs-Richtli-
nienentwurfs erfolgen, der dies si-
cherstellt.

Rechtsberatungsprojekt in Serbien
Wie bereits im vergangenen Jahr

(notar 2003, S. 83 ff.) hat die DNotV
GmbH gemeinsam mit der Deutschen
Gesellschaft für Technische Zu-
sammenarbeit (GTZ) GmbH ein
Rechtsberatungsprojekt in Serbien
durchgeführt. Zwar hat die Republik
Serbien immer noch kein Notargesetz.
Die im Frühjahr neugewählte Regie-
rungskoalition beabsichtigt aber, im
Herbst einen neuen Gesetzentwurf in
das Parlament einzubringen, der nach
Möglichkeit noch in diesem Jahr ver-
abschiedet werden soll. Vorgesehen
ist dabei die Einführung eines Notari-
ats lateinischer Prägung. Erfahrungen
aus der Vergangenheit lehren aller-
dings, dass entsprechende Pläne nicht
unbedingt in die Praxis umgesetzt wer-
den. Eigentlich hätte das lateinische
Notariat  in Serbien längst eingeführt
werden sollen. Es wird sich zeigen, ob
der politische Wille dieses Mal stark
genug ist und nicht wieder Neuwahlen
alle guten Absichten durchkreuzen.
Der Bedarf nach einem funktionieren-
den Notariat lateinischer Prägung ist in
Serbien sehr hoch, denn Rechtssi-
cherheit ist eine Mangelware. Das No-
tariat könnte nicht zuletzt bei der Ein-
richtung funktionierender Grundbü-
cher und Handelsregister helfen. Die
Beweiskraft öffentlicher Urkunden
würde die oft langwierigen Gerichts-
verfahren verkürzen und die Voll-

streckbarkeit notarieller Urkunden
könnte ganz allgemein die Investi-
tionsbereitschaft stärken.

Ein starker Verfechter der Einfüh-
rung des lateinischen Notariats in Ser-
bien ist Professor Dr. Nebojsa Sarkic,
der Prodekan der Faculty of Business
Law in Belgrad und frühere stellvertre-
tende Justizminister der Bundesrepu-
blik Jugoslawien. Dabei wird er von
dem Dekan der Fakultät Professor Dr.
Vladimir Vodinelic sowie dem Projekt-
büro Rechtsberatung der GTZ in Bel-
grad und dessen Leiter, Dr. Thomas
Meyer, unterstützt. Teil der Unterstüt-
zung durch die GTZ war die Beauftra-

gung der DNotV GmbH mit der Durch-
führung einer Vorlesungsveranstaltung
an der Faculty of Business Law, mit der
interessierte serbische Juristen auf die
Einführung des lateinischen Notariats
in ihrem Land vorbereitet werden soll-
ten.

Zu diesem Zweck hielten die bei-
den Geschäftsführer des Deutschen
Notarvereins, Till Franzmann und Dr.
Thomas Schwerin, vom 24. bis 28. Mai
2004 Veranstaltungen an der Faculty
of Business Law in Belgrad ab, die si-
multan von der deutschen in die ser-
bische Sprache übersetzt wurden. An
den Kursen nahmen etwa 20 serbi-

Professor Dr. Vladimir Vodinelic, Dekan Faculty of Business Law, Belgrad.
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sche Juristen teil, die ein post-gradu-
ierten Programm an der Faculty of Bu-
siness Law absolvierten und sich auf
das Notarrecht spezialisierten.

Den Auftakt bildete die Einführung
in die Geschichte des Notariats in Eu-
ropa. Beginnend bei den Tabellionen
der römischen Kaiserzeit über die
Reichsnotarordnung 1512 bis zur loi
ventôse und der Entwicklung zum mo-
dernen lateinischen Notariat wurden
die geschichtlichen Hintergründe er-
läutert. Im nächsten Abschnitt wurden
Rolle und Bedeutung des Notars im
Rechtssystem erklärt. Dabei wurde auf
die Nähe des Notaramtes zum Rich-
teramt hingewiesen und das öffentli-
che Amt gegenüber gewerblicher Tä-
tigkeit abgegrenzt. Es folgte eine Ein-
führung in die Tätigkeit der notariellen
Berufsorganisationen. Dabei standen
die Notarkammern und -kassen im
Mittelpunkt, deren Aufgaben erläutert
wurden. Eingehend wurden Fragen
der Einkommensergänzung durch die

Notarkasse erörtert. Weiter wurde auf
die Bedeutung anderer berufsständi-
scher Organisationen, insbesondere
auf Notarvereine eingegangen und de-
ren berufspolitische Arbeit erklärt.
Grundzüge des Beurkundungsverfah-
rens sowie die notariellen Prüfungs-
und Belehrungspflichten bildeten wei-
tere Themenblöcke. 

Besonderes Interesse bei den Teil-
nehmern fanden die Ausführungen
zur personellen und materiellen Aus-
stattung einer Notarstelle sowie die
Hinweise zum Aufbau einer Nullstelle.
Bei der Erläuterung der Gestaltung
und Überwachung von Arbeitsabläu-
fen im Notariat konnten die Teilneh-
mer interessante Details aus ihrer ei-
genen beruflichen Praxis beisteuern.
Sodann wurde im Rahmen einer Fall-
studie praxisnah erläutert, wie der no-
tarielle Arbeitsalltag verläuft. Hierbei
war die aktive Mitarbeit der Kursteil-
nehmer gefragt. Im Rahmen der Er-
läuterungen zum Grundbuchrecht er-

fuhren die Referenten interessante
Details darüber, welchen Schwierigkei-
ten das Grundstücksgeschäft in Ser-
bien begegnet. So fehlt eine einheitli-
che Stelle, die Grundstücksverträge
abwickelt, Kaufpreise werden oft in bar
entrichtet und verlässliche Grundbü-
cher sind die Ausnahme. Erwerber von
Grundbesitz in Serbien nehmen des-
halb den Grundbesitz nach Zahlung
des Kaufpreises regelmäßig sofort in
Besitz und lassen an dem Haus bzw.
der Wohnung die Schlösser austau-
schen, weil der Besitz eine gewisse
Schutzposition vermittelt. Das deut-
sche System mit notariellem Kaufver-
trag, Eintragung der Vormerkung, Si-
cherstellung der Lastenfreistellung
und notarieller Fälligkeitsmitteilung
leuchtete den Teilnehmern dement-
sprechend unmittelbar ein. Dabei wur-
de auch auf den Notar als Dienstleis-
ter eingegangen, der die gesamte Ver-
tragsabwicklung übernimmt. Den Ab-
schluss bildete eine Darstellung der
das Notariat betreffenden europa-
rechtlichen Fragen, die aufgrund des
von Serbien gewünschten Beitritts zur
Europäischen Union auf besonderes
Interesse stieß.

Außerhalb des Kursprogramms
fand am Donnerstag, den 27. Mai
2004, ein sogenannter „Round Table“
statt, bei dem außer Till Franzmann
und Dr. Thomas Schwerin auch Mit-
glieder der Fakultät Vorträge zu ver-
schiedenen Aspekten des Notarrechts
hielten. Bemerkenswert war die Reso-
nanz dieser Veranstaltung, an der
mehr als 100 Zuhörer teilnahmen, ob-
wohl ein Kostenbeitrag erhoben wur-
de. Hier zeigte sich das große Interes-
se, das der Einführung des lateini-
schen Notariats in serbischen Juris-
tenkreisen entgegengebracht wird. TS

Dr. Thomas Meyer, GTZ, Dr. Thomas Schwerin, Deutscher Notarverein.
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Institut für Notarrecht
an der Humboldt-
Universität zu Berlin

Am 24. August 2004 findet, von
16:00–20:00 Uhr ein Kolloquium zum
Thema „Insolvenz und Notariatspraxis“
in den Räumen der wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät, Spandauer Str. 1,
Saal 201 statt. Herr Dr. Reul, Notar in
Würzburg und Herr Rattunde, Rechts-
anwalt und Notar in Berlin, beleuchten
verschiedene Fragen der Insolvenz
und deren Auswirkungen auf die Pra-
xis eines Notars. Zum Beispiel wird der
Problemkreis der Auswirkung einer In-
solvenz auf die laufende Beurkundung
behandelt werden. 

Im Hinblick auf die spätere Praxis-
Erfahrung richtet sich diese Veranstal-

tung auch an interessierte Studenten
der höheren Fachsemester und Refe-
rendare.  Für Referendare und Stu-
denten sowie für Mitglieder des För-
derkreises des Instituts für Notarrecht
ist die Teilnahme kostenlos. 

Für die übrigen Teilnehmer beträgt
die Teilnahmegebühr 50,– €. 

Anmeldungen sind ab sofort mög-
lich bei Frau Ragna Kretschmer, wis-
senschaftliche Mitarbeiterin am Insti-
tut für Notarrecht, entweder unter der
E-Mail Adresse notarinstitut@rewi.
hu-berlin.de oder per Fax unter
030/2093-3663. Den Teilnahmebei-
trag überweisen Sie bitte vorab auf
folgendes Konto: Professor Dr. Rainer
Schröder, Sparda Bank Berlin, BLZ:
120 965 97, Kontonummer: 1497650.

XXIV. Internationaler
Kongress des Latei-
nischen Notariats 
in Mexiko

Aus: DNotZ, 4/2004, S. 241 mit
freundlicher Genehmigung der Schrift-
leitung der DNotz.

Vom 17.10. bis 22.10.2004 findet
in Mexico City der XXIV. Internationale
Kongress des Lateinischen Notariats
statt. Das Thema des Kongresses lau-
tet „Mehrwert durch notarielle Tätig-
keit“. Als wissenschaftliche Themen
werden behandelt: „Die Unparteilich-
keit des Notars: eine Garantie des Ver-
tragsrechts“, „Notar und Vertragsab-
schluss im elektronischen Rechtsver-
kehr“, „Die juristische Person in der
nationalen und internationalen

Vorankündigungen
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Rechtspraxis“. Ferner wird sich ein
internationales Forum mit dem Thema
„Der Abschluss von Verträgen in den
Ländern mit kodifiziertem Recht und
in den Ländern des Common law“ be-
schäftigen.

Der Teilnehmerbeitrag beträgt
700,– US $, für Fördermitglieder
630,– US $ und für Begleitpersonen
450,– US $. Die Sitzungen der Fach-
ausschüsse und des internationalen
Forums werden durch eine Eröff-
nungszeremonie mit Empfang, eine
mexikanische Nacht, einen ganztägi-

gen Ausflug zur archäologischen Stät-
te Teotihuacan, einen Kulturabend so-
wie ein abschließendes Galadiner um-
rahmt. 

Für die Begleitpersonen sind
außerdem Führungen durch das histo-
rische Zentrum von Mexico City und
durch verschiedene Museen vorgese-
hen. 

Weitere Informationen sowie ein
Anmeldeformular sind über die Ge-
schäftsstelle der Bundesnotarkammer,
Mohrenstr. 34, 10117 Berlin, Telefon:
030/38 38 660, Telefax: 030/38 66

66 und über die Homepage der
Bundesnotarkammer: www.bnotk.de
erhältlich.

4. Tagung Berufspolitik
in Berlin

Die 4. Tagung Berufspolitik des
Deutschen Notarvereins wird am 26.
und 27. Januar 2005 in Berlin stattfin-
den. Thema soll unter anderem die
Aufgabenübertragung auf Notare sein.
Weitere Informationen finden Sie im
notar 3/2004. 

Zwischenruf: Toll Collect
Mitgeteilt von Notar Dr. Hans Wolfsteiner, München

Am 18. März 2004 beantwortete
die Parlamentarische Staatssekretärin
im Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Wohnungswesen, Angelika
Mertens, eine schriftliche Anfrage des
Bundestagsabgeordneten Herbert
Frankenhauser wie folgt:

Frage:

Aus welchen Gründen haben die
Bundesregierung und das Betreiber-
konsortium Toll Collect den Vertrag
über die Maut-Zusammenarbeit vor
einem schweizerischen Notar ver-
brieft?

Antwort:

Nach dem Betreibervertrag trägt
der Auftragnehmer die Kosten des Ver-
trags einschließlich seiner Beurkun-
dung selbst. Die Auswahl des beur-
kundenden Notars ist deshalb dem
Auftragnehmer überlassen worden.
Der Auftragnehmer hat sich aus Kos-
tengründen für einen Notar in der
Schweiz entschieden.

Frage:

Wie hoch waren die Beurkun-
dungskosten insgesamt und welche
Kostenersparnis ergab sich durch die
Verbriefung in der Schweiz?

Antwort:

Da der Auftragnehmer den schwei-
zerischen Notar unmittelbar beauf-
tragt hat, ist der Bundesregierung nicht
bekannt, wie hoch die Beurkundungs-
kosten waren und welche Ersparnis
sich für den Auftragnehmer ergeben
hat.
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